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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

In einer repräsentativen Umfrage des Magazins Reader's Digest, welche von den
Befragten wissen wollte, welcher Kanton der sympathischste sei, plazierte sich das
Tessin mit Abstand an erster Stelle, gefolgt von Bern, Graubünden und Wallis. Ausser
dem Kanton Jura, der auf dem zweitletzten Platz landete, waren alle Kantone der
Romandie im ersten Drittel der Rangordnung vertreten. Den Schluss bildete der Kanton
Zürich. In einem sogenannten Kantonsrating beurteilte das Wirtschaftsmagazin "Bilanz"
die Attraktivität der 26 Stände nach unterschiedlichen Kriterien wie Finanzen, Steuern,
Wirtschaft, öffentliches Angebot, Umweltqualität und allgemeine Befindlichkeit. Dabei
plazierte sich der Kanton Zug an erster Stelle, gefolgt von Graubünden und Nidwalden. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.01.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Das Vertrauen der Schweizer Bevölkerung in die Behörden, Parteien und Verbände hat
sich im Berichtsjahr weiter verringert. Laut den Ergebnissen des
Marktforschungsinstituts Demoscope stieg der Anteil der Befragten, welche wenig bis
gar kein Vertrauen in die Regierung haben, gegenüber dem Vorjahr um drei auf 27
Prozent, während die Anzahl Personen mit vollem und ziemlichem Vertrauen in den
Bundesrat stagnierte. Ein genereller Rückgang war insbesondere beim Vertrauen in die
Parteien und Verbände sowie in die kantonalen und kommunalen Behörden
festzustellen. Laut der Univox-Umfrage zum Verhältnis Bürger-Staat erzielte die
Zauberformel bei der Bevölkerung trotz den Misstönen rund um die
Bundesratsersatzwahl eine hohe Akzeptanz. Eine Mehrheit der Befragten sprach sich
aber für die Volkswahl der Landesregierung aus, nachdem 1988 noch das geltende
System Zustimmung gefunden hatte. Eine Mehrheit glaubte ferner, dass der Bundesrat
für die wichtigsten Probleme wie Arbeitslosigkeit, Drogen und Aids eine Lösung finden
werde. Im übrigen zeigte sich, dass bei der Bewertung staatlicher Stellen weitere
Image-Einbussen, vor allem bei den PTT, zu verzeichnen waren. Entgegen den gängigen
Vorstellungen ergab eine weitere Demoscope-Studie, dass die eher als typisch
germanisch eingestuften Eigenschaften wie Hang zum Materialismus, Erfolgsstreben,
Sauberkeit und Aggressivität bei den Romands im allgemeinen ausgeprägter waren als
bei den Deutschschweizern. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 17.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nationale Identität

Das Vertrauen der Bevölkerung in die Problemlösungsfähigkeit des Staates ist laut einer
im Juli und August durchgeführten UNIVOX-Befragung zum Teil stark zurückgegangen.
Der Umweltschutz stand nach Ansicht der Befragten zwar weiterhin an der Spitze der
ungelösten Probleme, aber die Ausländer- und Asylpolitik, die Sozialpolitik sowie
politisch-institutionelle Anliegen haben stark aufgeholt. Der Anteil derjenigen, welche
in den einzelnen Politikbereichen ohne Einschränkung in die Problemlösungsfähigkeit
des Staates vertrauten, ging im Vergleich zum Vorjahr um etwa 20 Prozentpunkte
zurück. Immerhin rund drei Fünftel der Bevölkerung glaubte in den erwähnten
Problembereichen "unbedingt" und "eher" an die Problemlösungsfähigkeit des
Bundesrates (1990: 80% bis 96%). Der Anteil der Befragten, welcher generell zufrieden
war mit der Art, wie die Schweiz regiert wird, sank gegenüber dem Vorjahr von 54% auf
42%; derjenige der Unzufriedenen stieg von 16% auf 24%. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Wie die Ergebnisse der 1992er Umfrage im Rahmen der UNIVOX-Untersuchung zur
politischen Kultur in der direkten Demokratie zeigten, verstärkte sich der Trend des
Misstrauens der Bevölkerung gegenüber der Politik; 52% der Befragten unterstützten
die Aussage "Leute wie ich haben keinen Einfluss darauf, was die Regierung tut", was
eine Zunahme von 9 Prozentpunkten im Vergleich zu 1989 darstellte. Über die Hälfte
der Befragten glaubte im weiteren, dass sich die gewählten Politikerinnen und Politiker
wenig um das Volk kümmern und den Kontakt mit ihm vollständig verloren haben. Nicht
ganz die Hälfte der Befragten (46%) zeigten sich zufrieden mit der Art, wie die Schweiz
regiert wird (1990: 54%; 1991: 42%), ein Drittel war unentschieden und ein Fünftel
äusserte sich unzufrieden. Als wichtigste Probleme der Gegenwart wurde mit 21% die

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.10.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Arbeitslosigkeit und die Ausländerfrage genannt; gleichzeitig haben zu diesen beiden
Themen immerhin 63% resp. 61% Vertrauen in die Problemlösungsfähigkeit des
Bundesrates. 4

Ende Mai 2018 veröffentlichte die Denkfabrik Avenir Suisse das «Weissbuch Schweiz –
Sechs Skizzen der Zukunft». Der Name ist eine Anlehnung an die im Jahr 1995
erschienene Publikation «Mut zum Aufbruch», die auch als «Weissbuch» bezeichnet
worden war. Diese war damals von Wirtschaftsführern verfasst worden und hatte
Empfehlungen abgegeben, wie ihrer Meinung nach die Schweiz nach dem EWR-Nein
wettbewerbsfähig bleiben konnte. Die Reaktionen auf dieses Buch waren damals
teilweise heftig ausgefallen. Auch im Weissbuch von Avenir Suisse, 23 Jahre später,
dreht sich alles um das Verhältnis Schweiz-EU. Das Buch zeigt sechs mögliche
Zukunftsszenarien der Schweiz für das Jahr 2030 auf, die von einer Isolation bis zum
vollumfänglichen EU-Beitritt reichen. Wie der Direktor von Avenir Suisse, Peter
Grünenfelder, gegenüber der NZZ sagte, gehe es Avenir Suisse mit dem «Weissbuch»
insbesondere darum, Anstösse zu geben und allfällige Denkverbote, gerade was einen
EU-Beitritt anbelange, aufzuheben.

Die sechs Skizzen für die Schweiz befinden sich an unterschiedlichen Stellen innerhalb
eines Koordinatenkreuzes mit den Polen «Korporatismus versus offene Märkte» (x-
Achse) und den Polen «Integration versus Autonomie» (y-Achse). Das erste Szenario,
der «Selbstbestimmte Rückzug», ist gekennzeichnet durch Korporatismus und
Autonomie und würde einen europapolitischen Alleingang der Schweiz, bedingt durch
die Kündigung der Bilateralen Verträge mit der EU, bedeuten und wäre charakterisiert
durch eine restriktive Zuwanderungspolitik und einem hohen Selbstversorgungsgrad.
Die weiteren Skizzen «Globale Oase» und «Club Schweiz» sind beide geprägt von
Autonomie und offenen Märkten, wobei die «Globale Oase» extremer ist, sowohl was
den Grad an Autonomie als auch was den Grad an offenen Märkten angeht. Auch unter
diesen Szenarien würde die Schweiz die Bilateralen Verträge mit der EU kündigen und
stattdessen Freihandelsabkommen mit der EU und Drittstaaten abschliessen. Beiden
Skizzen unterliegt eine systematische Deregulierung und Privatisierung von staatsnahen
Betrieben. Die «Globale Oase» enthält zudem einen obligatorischen Bürgerinnen- und
Bürgerdienst, der auch für Ausländer gelten würde. Im dritten Quadranten des
Koordinatenkreuzes – charakterisiert durch Integration und offene Märkte – gibt es
wiederum zwei Szenarien: Die «Tragfähige Partnerschaft» einerseits und die
«Europäische Normalität» andererseits. Während die tragfähige Partnerschaft eine
Erweiterung der Bilateralen Verträge mit der EU, ein dynamisches Rahmenabkommen
mit Schiedsgericht und eine Lockerung der flankierenden Massnahmen einschliesst,
beinhaltet die europäische Normalität einen vollumfänglichen EU-Beitritt der Schweiz,
der mit einer Übernahme des Euro einhergeht. Der «Skandinavische Weg», zu guter
Letzt, befindet sich im letzten Quadranten des  Koordinatenkreuzes mit den
Charakterzügen Integration und Korporatismus. Dieser Weg beinhaltet ebenfalls einen
EU-Beitritt, allerdings ohne Übernahme des Euro, stattdessen mit der Beibehaltung
einer eigenständigen Währungspolitik. Das skandinavische Modell ist zudem geprägt von
einem stärker ausgebauten Sozialstaat, einer Einheitskrankenkasse und einem Ein-
Säulen-Prinzip bei der Altersvorsorge.

Die Tageszeitung Blick beleuchtete das «Weissbuch» von Avenir Suisse in einer
dreitägigen Serie, an deren Ende sie den Parteichefs der Jungparteien auf den Zahn
fühlte. Die Frage war, welches der sechs Szenarien sie sich für die Schweiz im Jahr
2030 wünschen würden und natürlich indirekt, wie sie zur EU stehen. Dabei stellte sich
das Modell der «Tragfähigen Partnerschaft» als das beliebteste heraus: Es wurde
sowohl von Nico Planzer, Präsident der Jungen BDP, Tino Schneider, Co-Präsident der
Jungen CVP, Pascal Vuichard, Co-Präsidenten der Jungen Grünliberale und Luzian
Franzini, Präsident der Jungen Grüne, bevorzugt, wobei Vuichard dieses Szenario mit
Elementen der «Globalen Oase» ergänzen würde und sich Franzini auch einen EU-
Beitritt à la Skandinavien vorstellen könnte. Für den Präsidenten der Jungfreisinnigen,
Andri Silberschmidt, bildet die «Globale Oase» das passendste Schweizer
Zukunftsszenario – allerdings mit einer Ausnahme: Die Bilateralen Verträge mit der EU
dürften nicht gekündigt werden. Ebenfalls Elemente der «Globalen Oase» beinhaltet
das Schweizer Zukunftsmodell des Präsidenten der Jungen SVP, Benjamin Fischer;
allerdings in Kombination mit Elementen des «Selbstbestimmten Rückzugs» und des
«Clubs Schweiz». Keine der sechs Skizzen passte derweil für die Präsidentin der
Jungsozialistinnen und -sozialisten, Tamara Funiciello. Ihr Zukunftsbild der Schweiz sei
vielmehr jenes, in der «Menschen ohne Schweizer Pass nicht mehr diskriminiert
werden, Frauen endlich gleichgestellt sind und Superreiche gerecht besteuert

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.05.2018
SAMUEL BERNET
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werden». 5

Stimmung in der Bevölkerung

Die Kommission für soziale Fragen des Schweizerischen Evangelischen Kirchenbundes
(SEK) publizierte unter dem Titel "Eine neue Schweiz im neuen Europa" zehn Thesen
als Beitrag zum Jubiläumsjahr. Die Autoren lehnen darin ein selbstzufriedenes
schweizerisches Sonderfalldenken ab und plädieren für ein Bemühen, international auf
moralischer Ebene vorbildlich zu sein. Eine moralisch integre Politik beinhalte auch den
Respekt vor der Schöpfung, welche höher gewertet werden sollte als die
Wohlstandsmehrung. Die Reformen in Richtung einer weltweiten Friedensordnung,
vermehrter Solidarität im Nord-Süd-Konflikt und mehr demokratischer Mitbestimmung
im politisch-sozialen Leben würden jedoch gemäss den Autoren eine Totalrevision der
Bundesverfassung voraussetzen. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.07.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die politische Partizipation der Bevölkerung war Gegenstand einer weiteren
wissenschaftlichen Untersuchung. Darin wurden die Anonymität des politischen
Geschehens und die mangelnde Glaubwürdigkeit der in der Politik Tätigen als
Hauptursachen der Stimmabstinenz festgestellt. Während für die Stimmenden in der
Deutschschweiz die politische Mitbestimmung ein wichtiges Motiv für die Teilnahme an
Abstimmungen ist, gehen die Menschen in der Romandie und im Tessin mehr aus
Gewohnheit zur Urne. Personen aus der Mitte des Parteienspektrums zeigten sich
überdurchschnittlich politikverdrossen. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.04.1996
DIRK STROHMANN

Als bedenklich erwies sich gemäss einer Umfrage der Zeitschrift "das Beste" das
staatsbürgerliche Wissen der Schweizer Bevölkerung. Nur eine Minderheit der
Befragten konnte drei häufig bei Einbürgerungen gestellte staatspolitische Fragen
richtig beantworten. Dabei zeigte sich die junge Generation wesentlich sattelfester in
Staatskunde als die Älteren. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.07.1996
DIRK STROHMANN

Infolge der Affären im EMD musste die Armee 1996 einen deutlichen Imageverlust
hinnehmen. Ihre Akzeptanz fiel, gemäss einer Studie der ETH Zürich, von 78% auf 63%
zurück und erreichte damit annähernd den bisher tiefsten Wert von 1991. Die
Zustimmung zur Milizarmee sank ebenso wie das allgemeine Sicherheitsempfinden der
Schweizer Bevölkerung. Dagegen nahm die Zustimmung zu einem Beitritt zu
Internationalen Organisationen zu. Erstmals seit 1993 sprach sich eine schwache
Mehrheit der Befragten für einen vorbehaltlosen Beitritt zu EU und UNO aus. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.08.1996
DIRK STROHMANN

Zwei Meinungsforschungsinstitute - das GfS-Forschungsinstitut und Démoscope -
massen 1996 das Vertrauen der stimmberechtigten Bevölkerung in die Behörden.
Dabei kamen die beiden Institute - freilich mit unterschiedlichen
Frageformulierungen - zu recht verschiedenen Werten: für den Bundesrat wurde bei
der GfS ein Vertrauenswert von 39%, bei Démoscope ein solcher von 71% gemessen.
Beide Stellen nahmen jedoch, nach einem dramatischen Prestigeverlust zu Beginn der
80er-Jahre, 1996 einen leichten Aufschwung des Ansehens der Behörden wahr. Nicht
betroffen von dem langfristigen Vertrauensverlust ist die Wirtschaft. Gemäss der Studie
der GfS orientieren sich weite Teile der Bevölkerung zunehmend an wirtschaftlichen,
denn an politischen Zusammenhängen. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.08.1996
DIRK STROHMANN

Nichts Neues ist die Angst der Romandie vor einer Deutschschweizer Dominanz. Sie trat
dieses Jahr insbesondere aufgrund der Entscheidung der Swissair, die
Langstreckenflüge weitgehend auf den Flughafen Zürich-Kloten zu konzentrieren, in
Erscheinung. Die Zukunft des Flughafens Genf-Cointrin war auch ein Thema in den
eidgenössischen Räten. Nicht weniger als eine Interpellation, drei dringliche Einfache
Anfragen und elf Fragen wurden zu diesem Thema eingereicht. Neu dagegen war, dass
auch die Ostschweiz öffentlich ihre Vernachlässigung gegenüber den anderen Regionen
beklagte. Bei einem Treffen mit dem Bundesrat listeten die Vertreter der sieben
Ostschweizer Kantone eine Reihe von Benachteiligungen ihres Landesteils durch die
Bundesbehörden auf. Im Vordergrund standen dabei die Projekte der NEAT sowie die

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.11.1996
DIRK STROHMANN
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Verbilligung der Krankenkassenprämien. 11

Die vom GfS-Forschungsinstitut gemessenen Ängste der Bevölkerung erreichten 1996
einen Höchststand. An der Spitze stand die Besorgnis über den Egoismus der
Mitmenschen sowie die ökologische Entwicklung. Nur im Mittelfeld der geäusserten
Ängste erschien die Sorge um den eigenen Arbeitsplatz und das materielle
Wohlergehen. Insgesamt ging jedoch die Angst vor der Zerstörung der Umwelt zurück,
während die Furcht vor der zukünftigen wirtschaftlichen Entwicklung zunahm. 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 07.12.1996
DIRK STROHMANN

Eine der jährlich durchgeführten Univox-Umfragen ergab, dass die Kritik der
Bürgerinnen an den Behörden und ihrer Politik zugenommen hat. Der Anteil
derjenigen, welche mit der Politik von Bundesrat und Parlament nicht zufrieden sind,
stieg 1997 im Vergleich zum Vorjahr von 35% auf 44%, während der Anteil der
Zufriedenen von 44% auf 40% sank. Die Umfrage zeigte, dass die Kritik massgeblich mit
der politischen Einstellung der Befragten zusammenhängt. Sowohl bei den
Sympathisanten rechtsbürgerlicher Parteien (SVP, SD und FP) als auch bei den
Anhängern linker und grüner Parteien lag der Anteil der Unzufriedenen mit rund 50%
deutlich über dem Mittel. 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.06.1997
HANS HIRTER

Gemäss den Interpretationen der Verfasser einer repräsentativen Befragung haben sich
die Diskussionen um die Politik der Schweiz im 2. Weltkrieg auch auf das
Geschichtsbild der Schweizer und Schweizerinnen ausgewirkt. Die von der
Forschungsstelle für Sicherheitspolitik und Konfliktanalyse der ETH Zürich erstellte
Studie ergab, dass 43% der Ansicht sind, dass die Schweiz primär wegen der
wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit Deutschland und seinen Verbündeten vom Krieg
verschont geblieben ist; 24% glauben, dass dies vor allem eine Folge der militärischen
Abwehrbereitschaft war und 18% betrachten beide Faktoren als gleichwertig. Dabei
zeigten sich einige Unterschiede unter den Generationen. Während bei der
sogenannten Aktivdienstgeneration (d.h. den mindestens 60jährigen) die Meinung
dominierte, dass beide Faktoren zusammen verantwortlich waren (36%), war es bei den
jüngeren Befragten die Ansicht, dass es primär die Wirtschaftspolitik war (47% bei den
30-59jährigen resp. 50% bei den 20-30jährigen). Die Landesverteidigung wurde von
der Aktivdienstgeneration hingegen nicht wesentlich häufiger als primäre Ursache
angegeben als von den jüngeren Altersgruppen (22% gegenüber 18% resp 14%). Im
Vergleich zu 1983, als diese Frage zum ersten Mal gestellt wurde, nahm der Anteil
derjenigen, welche in der Landesverteidigung den primären oder zumindest mit der
Wirtschaftspolitik gleichwertigen Faktor für die Kriegsverschonung sehen, von 61% auf
42% ab. Dass allerdings bereits 1983 lediglich 24% der Befragten vorbehaltlos der
Aussage zustimmten, dass die Schweiz vor allem wegen der Landesverteidigung vom
Krieg verschont blieb, stellt auch gewisse Vorstellungen über die Bedeutung von
schweizerischen Mythen in Frage. Ob und wie sich die Diskussion der schweizerischen
Geschichte auf die Einstellung zur heutigen Aussenpolitik auswirkt, kann die Studie
nicht eindeutig beantworten. Mit einer Zustimmung von rund 80% geniesst die Maxime
der Neutralität jedenfalls immer noch sehr hohes Ansehen; ein Beitritt zur NATO
würde von weniger als einem Viertel der Befragten akzeptiert. Während der Anteil der
Befürworter eines Beitritts zur UNO gegenüber dem Vorjahr um sechs Prozentpunkte
auf 57% gestiegen ist, sank derjenige der Befürworter eines EU-Beitritts um zehn auf
42%. Der Anteil derjenigen, die sich in irgendeiner Form eine Annäherung an die EU
wünschen, blieb mit 67% konstant. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.08.1997
HANS HIRTER

Eine weitere, von Politologen der Universität Genf im Jahr 1996 durchgeführte
Befragung stellte fest, dass das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger im Vergleich zu
1989 sowohl gegenüber den politischen Institutionen, als auch gegenüber Verbänden,
Medien und internationalen Organisationen massiv abgenommen hat. Am geringsten
war der Vertrauensverlust in bezug auf die Polizei, welche mit einem Anteil von 69%
positiver Antworten den Spitzenrang einnahm (1989: 80%). Am heftigsten fiel der
Vertrauensverlust beim Parlament und beim Bundesrat aus (von 76% auf 44% resp. von
81% auf 52%). Diese Institutionen klassierten sich aber immer noch deutlich vor
internationalen Organisationen wie UNO (43%; -17%) und EU (43%; -15%),
Grossunternehmen (40%; -12%), Gewerkschaften (38%; -15%) oder Presse (22%;
-23%). 15

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.10.1997
HANS HIRTER
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Etwas besser schnitt die Landesregierung in einer weiteren Univox-Umfrage zur
aussenpolitischen Orientierung der Bürgerinnen und Bürger ab. Fast 80% erklärten
sich mit der schweizerischen Aussenpolitik grundsätzlich einverstanden. Am wenigsten
Zustimmung erhielt der Bundesrat für seine Europapolitik (31%); nicht ganz die Hälfte
der Befragten (45%) würden sich ein stärkeres Engagement wünschen. Die Umfrage
zeigte ferner auf, dass die von kritischen Beobachtern oft beklagten Mythen über die
Schweiz in der Bevölkerung gar nicht mehr besonders stark verbreitet sind. Wohl waren
60% der Befragten stolz auf die demokratischen Institutionen und das Zusammenleben
mehrerer Kulturen, aber drei von vier Personen waren der Ansicht, dass die Schweiz ein
gewöhnlicher Staat und "kein Sonderfall" sei. 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.12.1997
HANS HIRTER

Gemäss einer vom Meinungsforschungsinstitut GfS durchgeführten Umfrage blieb 1998
die Arbeitslosigkeit mit 74% Nennungen (Mehrfachnennungen waren erlaubt) die
wichtigste Sorge der Schweizerinnen und Schweizer. Dahinter folgten mit deutlichem
Abstand Asylpolitik (47%), Gesundheitsfragen (46%) und die Altersvorsorge (45%). Am
meisten, nämlich um 17 Prozentpunkte gegenüber dem Vorjahr zugelegt hat dabei die
Flüchtlingsfrage; an Bedeutung verloren haben Finanz-, Drogen- und Umweltpolitik.
Nicht mehr unter den zwanzig meistgenannten Themen befand sich das Verhalten der
Schweiz im 2. Weltkrieg. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1998
HANS HIRTER

Die Rangliste der politischen Probleme, deren Lösung die Schweizerinnen und
Schweizer für am vordringlichsten halten, hat sich im Vergleich zum Vorjahr verändert.
Gemäss der unmittelbar nach den Nationalratswahlen vom Oktober durchgeführten
Selects-Umfrage hat die Asylproblematik das Thema Arbeitslosigkeit von der Spitze
verdrängt. Diesen Meinungsumschwung aber allein auf die Wahlpropaganda gewisser
Parteien (namentlich der SVP) zurückzuführen, wäre wohl kaum zutreffend. Immerhin
hatten sich in der Zwischenzeit auch die realen Verhältnisse verändert: die
Arbeitslosenzahlen hatten sich weiter massiv reduziert und infolge des Kosovo-Konflikts
war im Sommer eine neue Höchstzahl an einreisenden Flüchtlingen zu verzeichnen
gewesen. In der französischen Schweiz konnte sich allerdings die Angst vor der
Arbeitslosigkeit an der Spitze halten; dort spielen sozialpolitische Fragen für die
Bevölkerung generell eine wesentlich wichtigere Rolle als in der Deutschschweiz. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1999
HANS HIRTER

Die Rangliste der politischen und gesellschaftlichen Probleme, welche die
Schweizerinnen und Schweizer am stärksten beschäftigen, hat sich gemäss einer von
der GfS  jährlich durchgeführten Befragung gegenüber dem Vorjahr kaum verändert. An
der Spitze blieb mit 64% der Nennungen der Bereich Gesundheitsfragen (inkl. Kosten).
Das Ende des Wirtschaftsbooms drückte sich in einer gesteigerten Angst vor
Arbeitslosigkeit aus: 45% der Befragten zählten die Sorge um den Arbeitsplatz zu einem
der fünf wichtigsten Problembereiche (2000: 34%). Dass bei dieser regelmässig im
Herbst durchgeführten Befragung dieses Jahr, also unmittelbar nach den
Terroranschlägen in den USA und dem Amoklauf im Zuger Parlament, die Angst vor
Terrorismus wesentlich stärker verbreitet war als in früheren Jahren, war zu erwarten.
Mit einem Anteil von 27% der Nennungen figurierte dieses Thema auf dem sechsten
Platz; dabei erscheint fast bemerkenswerter, dass auch nach dem 11. September und
nach Zug mehr als 70% der Schweizerinnen und Schweizer Terroranschläge nicht zu
ihren fünf grössten Sorgen zählten. 19

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.02.2002
HANS HIRTER

Die von der GfS jährlich durchgeführte Befragung über die politischen und
gesellschaftlichen Probleme, welche die Schweizerinnen und Schweizer am stärksten
beschäftigen, ergab im Vergleich zum Vorjahr einige Veränderungen. Die vier
erstplatzierten Themen und ihre Rangordnung blieben zwar die selben, die Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit (52% der Nennungen), die Sorge um die Sicherung der
Altersvorsorge (49%) und die Asylpolitik (43%) haben aber gegenüber dem weiterhin an
der Spitze liegenden Bereich Gesundheitswesen und -kosten (58%) aufgeholt. Wie zu
erwarten war, ging die Angst vor terroristischen Anschlägen, welche im Herbst des
Vorjahres mit 27% der Nennungen den fünften Platz belegt hatte, wieder auf das vor
den Attentaten in den USA und dem Amoklauf im Zuger Parlament registrierte Niveau
zurück und wurde nur noch von 8% der Befragten zu den fünf wichtigsten Problemen
gezählt. 20

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.02.2003
HANS HIRTER
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Auch die von Isopublic im Auftrag des Sonntagsblick bei 1000 Personen durchgeführte
Befragung zur Lebenszufriedenheit weist auf eine eher optimistische Grundstimmung
in der Bevölkerung hin. 78% der Befragten gaben auf einer Skala von 1 (sehr
unzufrieden) bis 10 (sehr zufrieden) den Wert 8, 9, oder 10 an. Auch im internationalen
Vergleich gilt die Schweizer Bevölkerung damit als überdurchschnittlich zufrieden. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.10.2010
MARC BÜHLMANN

Das vom Finanzunternehmen Aduno Gruppe finanzierte und von der GfS-Zürich
durchgeführte Angstbarometer zeigt, dass sich die Schweizer Bevölkerung
insbesondere vor der Klimaveränderung, vor dem Egoismus der Menschen und vor
Kriminalität fürchtet. Auffallend sind laut der Studie die zurückgehenden Ängste
hinsichtlich Überfremdung, Kriminalität und Sittenzerfall.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN

Ein im Vergleich zu 2010 ähnliches Bild zeichnet das vom Finanzunternehmen Aduno
Gruppe finanzierte und von der GfS-Zürich durchgeführte Angstbarometer: Im
Vergleich zum Vorjahr hat die Angst vor einer Rezession oder einer Inflation stark
zugenommen. Den grössten Zuwachs verzeichnet hingegen – aufgrund der Ereignisse in
Japan wenig erstaunlich – die Angst vor einer Atomverseuchung. 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2011
MARC BÜHLMANN

In einer von der ETH durchgeführten Studie „Sicherheit“ wurde das Vertrauen der
Schweizer Bevölkerung in verschiedene Institutionen abgefragt. Dabei wurde eine
markante Zunahme des Vertrauens in die Polizei (7,6 Punkte auf einer Skala von 1 bis 10),
die Gerichte (7,0), den Bundesrat (6,8) und ins Parlament (6,2) gemessen. Nach wie vor
lediglich mittelmässig ist laut der ETH-Studie hingegen das Vertrauen in die Parteien
(5,1) und die Medien (5,1). 23

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.05.2012
MARC BÜHLMANN

Das von der GfS-Zürich durchgeführte Angstbarometer widerspiegelte die mediale
Themenkonjunktur: So ging die Angst vor einer Atomkatastrophe im Berichtjahr im
Gegensatz zum Vorjahr, als die Atomkatastrophe im japanischen Fukushima noch
präsent gewesen war, stark zurück. Im Gegensatz dazu nahmen die Ängste vor
Überfremdung durch Ausländer und Flüchtlinge bedeutend zu. Laut der Studie hat
diese Angst vor allem bei Sympathisanten der SP, der CVP und der FDP zugenommen,
wobei sie bei SVP-Anhängerinnen auf hohem Niveau konstant blieb. Die
Studienverantwortlichen führten dies auf die medial begleitete, zunehmend
restriktivere Ausländerpolitik bei den bürgerlichen Parteien aber auch bei der SP
zurück. 24

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2012
MARC BÜHLMANN

Anfang Jahr präsentierte das Konsumentenforum seinen Pulsmesser, mit dem bei rund
1000 Befragten die Sorgen im Konsumalltag gemessen wurden. Die Gesundheitskosten
und die steigenden Krankenkassenprämien bereiteten den interviewten
Konsumentinnen und Konsumenten die grössten Sorgen, obwohl die Prämienrunde 2011
relativ moderat ausgefallen war. Der Alkoholmissbrauch, die zunehmende
Gewaltbereitschaft von Jugendlichen, die steigenden Energiepreise sowie aggressive
und belästigende Werbung wurden ebenfalls häufig genannt. 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.01.2013
MARC BÜHLMANN

Zwei Jahre nach der Atomkatastrophe in Fukushima Daiichi zeigte der Univox
Umweltmonitor – eine Ende 2012 bei 1000 Personen durchgeführte Befragung der
gfs.zürich – dass die Skepsis gegenüber der Atomenergie nach wie vor hoch, gleichzeitig
aber auch die Technikgläubigkeit gestiegen war. 65% der Befragten bezeichneten die
Risiken der Kernenergie als nicht tragbar (2011 lag dieser Anteil bei 69%) und 31%
glaubten, dass sich Umweltprobleme durch neue Techniken lösen lassen (2011: 26%).
Die Befragung zeigte zudem, dass die Schweiz im internationalen Vergleich weiterhin
eine hohe Recyclingrate aufweist: Der Anteil der Befragten, die Glas, Kompost, Karton,
Batterien und Pet an eine Sammelstelle zurück brachten, nahm gegenüber dem Vorjahr
allerdings leicht ab. 26

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 17.02.2013
MARC BÜHLMANN
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Im so genannten Brand Asset Valuator, einer Umfrage einer Kommunikationsagentur bei
1500 Konsumentinnen und Konsumenten zu deren Vorlieben zu über 1000 Marken,
zeigte sich eine deutliche Heimmarktorientierung. Die Befragten gaben an, Produkten
von inländischen Herstellern mehr zu vertrauen als im Ausland produzierten Waren.
Unter die fünf beliebtesten Marken schaffte es lediglich Google als nicht-
schweizerisches Produkt auf Platz drei, hinter Migros, Toblerone, aber vor Rega und
Rivella. 27

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.05.2013
MARC BÜHLMANN

Das Angstbarometer, eine jährlich bei rund 1000 Personen von gfs.zürich
durchgeführte Befragung, zeigte eine deutliche Abnahme der gefühlten Bedrohung.
Sowohl ein aggregierter Index als auch die verschiedenen abgefragten konkreten
Bedrohungen verzeichneten einen Rückgang. Dieser wurde von den Verfassern der
Analyse mit einer im Vergleich zu den bewegenden Vorjahren mit der
Umweltkatastrophe in Fukushima, der Wirtschaftskrise 2011 sowie der intensiven
Diskussion um die Zuwanderung aus der EU im Jahr 2012 relativen Ereignisarmut im
Jahr 2013 erklärt. Ein deutliche Abnahme zeigte sich insbesondere bei der sozio-
ökonomischen Bedrohung: Die noch 2011 das Angstempfinden prägende Schuldenkrise
stellte in den Augen der Befragten im Berichtjahr kaum mehr eine Bedrohung dar. Auch
die Angst vor Umweltverschmutzung nahm ab, wurde aber nach wie vor als stärkste
Bedrohung wahrgenommen – insbesondere in Form von Luftverschmutzung und
Klimaveränderung. 28

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

Gleich drei unterschiedliche international vergleichend angelegte Umfragen kamen
2015 zum Schluss, dass in der Schweiz die glücklichsten Menschen leben. Bereits Ende
2014 erfasste das internationale Befragungsinstitut Gallup in zahlreichen Ländern den
Anteil an glücklichen Menschen. Im Vergleich zum Vorjahr hatte dieser in der Schweiz
leicht zugenommen: 73% aller rund 1000 Befragten gaben an, glücklich zu sein. Ende
2013 hatte dieser Anteil noch bei 68% gelegen. Im Vergleich zu den Nachbarländern
sind die Menschen in der Schweiz damit glücklicher. Die entsprechenden Anteile an
Personen, die angaben glücklich oder gar sehr glücklich zu sein, waren in Deutschland
(59%), Frankreich (43%) und Italien (41%) deutlich geringer. 
Ein ähnliches Bild zeichnete eine Studie von Eurostat, dem Statistischen Amt der
Europäischen Union, die mehr als 350'000 Personen in Europa nach ihrer generellen
Lebenszufriedenheit befragte. Die am internationalen Tag des Glücks publizierte
Auswertung zeigt die mittlere Lebenszufriedenheit auf einer Skala von 0 (gänzlich
unzufrieden) bis 10 (völlig zufrieden) pro Land. Erfasst wurden neben den 28
Mitgliedstaaten auch Serbien, Island, Norwegen und die Schweiz. Bei Letzterer
erreichte die mittlere Lebenszufriedenheit den höchsten Wert (8.0 Punkte), den neben
der Schweiz auch Dänemark, Finnland und Schweden erzielten. Schlusslichter bildeten
hier Serbien (4.9) und Bulgarien (5.8). Die mittlere Lebenszufriedenheit in der gesamten
EU wurde mit 7.1 ausgewiesen. Jüngere Befragte zeigten sich insgesamt zufriedener als
ältere. Die Lebenszufriedenheit scheint zudem mit einer guten Gesundheit und hohem
Einkommen einher zu gehen. Arbeitslose sind mit ihrem Leben hingegen weniger
zufrieden. 
Mehr als 150 Länder waren schliesslich Gegenstand einer von der UNO angestossenen
Untersuchung, dem so genannten World Happiness Report, der eine Zusammenfassung
verschiedener nationaler und internationaler Befragungen zwischen 2012 und 2014
darstellt. Im internationalen Vergleich schneidet auch hier die Schweiz am Besten ab,
gefolgt von Island, Dänemark und Norwegen. Der über 150 Seiten lange Report macht
unter anderem das BIP, die Lebenserwartung und die soziale Unterstützung für die
Erklärung von Glück - auch hier primär anhand der Lebenszufriedenheit gemessen -
verantwortlich. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.04.2015
MARC BÜHLMANN

Etwas entgegen den politischen Entwicklungen der letzten Monate wies der
Umweltmonitor für das Jahr 2014 ein gestiegenes Umweltbewusstsein nach. Obwohl
grüne Anliegen an der Wahl- und Abstimmungsurne eher Niederlagen einstecken
mussten, massen Schweizerinnen und Schweizer laut der im Auftrag von WWF durch
GfS Zürich durchgeführten Umfrage dem Naturschutz und dem nachhaltigen
Energieverbrauch einen hohen Stellenwert bei. Der Anteil der Bevölkerung, der sich als
überdurchschnittlich umweltbewusst einschätzt, war im Vergleich zu 2013 gar um 8
Prozentpunkte auf 57% gestiegen. Als dringlichste Probleme wurden die
Luftverschmutzung und der hohe Energieverbrauch genannt und rund drei Viertel der
Befragten forderten mehr Massnahmen für den Klimaschutz. Der Begriff

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.05.2015
MARC BÜHLMANN
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"Energiewende" wird von einer Mehrheit der Bevölkerung als positiv besetzt
wahrgenommen und von 55% der Befragten als umsetzbares Ziel und nicht nur noble
Idee bewertet. 30

Arbeitslosigkeit, Ausländer und Altersvorsorge – die drei A wurden im jährlich
erhobenen Sorgenbarometer auch 2015 als grösste Probleme bezeichnet. Rund 1000
Befragte müssen in dieser von der Credit Suisse finanzierten und von gfs.bern
durchgeführten Befragung aus 34 Antwortvorgaben jeweils die fünf wichtigsten
Probleme benennen. 2015 bezeichneten 43% die Vorgabe "AusländerInnen" als
wichtigstes Problem, was im Vergleich zu 2014 erneut einen Zuwachs von drei
Prozentpunkten bedeutete. Auch die Thematik "Flüchtlinge/Asyl" wurde gegenüber
2014 deutlicher als Problem wahrgenommen: 35% der Befragten bezeichneten 2015
dieses Thema als Problem gegenüber 26% im Jahr 2014. Nach wie vor grosse Sorgen
scheint die Altersvorsorge zu bereiten: für 38% (2014: 37%) sind Fragen zu AHV und
Renten ein zentrales Problem im Jahr 2015. Auch die Arbeitslosigkeit scheint die
Schweizerinnen und Schweizer – trotz eigentlich guter Konjunkturlage – zu
beschäftigen. Weil die Jugendarbeitslosigkeit 2015 getrennt abgefragt wurde, ist ein
Vergleich mit 2014 allerdings schwierig. 2015 bezeichneten 41% der Befragten
Arbeitslosigkeit im Allgemeinen und 26% Jugendarbeitslosigkeit im Speziellen als eines
der fünf drängendsten Probleme; 2014 lag der Anteil, der Erwerbslosigkeit als Problem
bezeichnete, bei 51%. 31

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Auch 2015 wurden sowohl gemäss Sorgenbarometer als auch gemäss ETH-
Sicherheitsbericht den Gerichten als Institution sehr viel Vertrauen entgegengebracht.
Das Institutionenvertrauen ist Teilbereich beider jährlich erscheinender Publikationen.
Die beiden Befragungen sind freilich aufgrund unterschiedlicher Skalen nicht direkt
miteinander vergleichbar. Bei beiden findet sich aber das Vertrauen in den Bundesrat
ebenfalls auf den vorderen Plätzen. In beiden Studien hat das Regierungsvertrauen im
Vergleich zu 2014 zugenommen. Unterschiedliche Befunde zeigen die beiden Studien
bezüglich der Polizei und der Armee. Während im ETH-Bericht der Polizei am meisten
Vertrauen von allen acht abgefragten Institutionen (noch vor der eidgenössischen
Judikative) entgegengebracht wird, findet sich das Vertrauen in die Ordnungshüter im
Sorgenbarometer - hier wurde das Vertrauen in 20 unterschiedliche Akteure erhoben -
lediglich auf Rang 4 (hinter Bundesgericht, Bundesrat und Nationalrat). Der Armee wird
laut dem Sicherheitsbericht der ETH leicht mehr Vertrauen entgegengebracht als dem
eidgenössischen Parlament. Im Sorgenbarometer hingegen ist das Vertrauen in den
National- und in den Ständerat recht deutlich höher als dasjenige in die Armee.
Einigkeit herrscht bei beiden Befragungen hinsichtlich der politischen Parteien und der
Medien, denen vergleichsweise wenig Vertrauen entgegengebracht wird, wobei dies
beim differenzierteren Sorgenbarometer insbesondere für die Gratiszeitungen und
weniger für Radio und bezahlte Zeitungen gilt. 32

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Le Rapport social 2016, publié par le Centre de compétence suisse en sciences
sociales (FORS), se focalise pour cette édition sur le bien-être. Il révèle que la
population suisse semble être globalement satisfaite de la vie qu'elle mène. Sans trop
de surprise, l'étude note que le chômage, la pauvreté, l'exclusion sociale, la maladie
sont des éléments, entre autres, entravant le bien-être personnel. On y apprend
également que l'aspect financier, assurant une certaine sécurité matérielle, reste un
élément déterminant du bien-être pour la population suisse. Ceci rentre quelque peu
en contradiction avec certaines visions tendant à dire que cet aspect n'aurait qu'une
place minime dans la formation du bonheur, que l'on serait passé dans une société
postmatérialiste. Toutefois, les écarts entre revenus semblent avoir un faible impact sur
le bien-être. Autre aspect intéressant qui ressort du rapport: la participation politique
aurait une influence positive sur celui-ci, car les citoyens se sentiraient ainsi partie
prenante de la société dans laquelle ils vivent. Malgré tout, tout n'est pas positif, et l'on
voit une tendance à la baisse de la satisfaction "avec la vie en général" depuis les
années 2000. Mais, selon les auteurs de l'étude, cela permettrait également de
continuer à prendre des mesures politiques novatrices en la matière et empêcherait de
se reposer sur ses lauriers. 33

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.10.2016
KAREL ZIEHLI
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Voilà 40 ans que le Crédit Suisse a lancé son baromètre annuel mesurant les craintes et
préoccupations de la population suisse.  En quatre décennies, les préoccupations des
suisses restent sensiblement les mêmes, avec le chômage, l'immigration et la précarité
de la prévoyance vieillesse qui figurent depuis le début – en 1976 – dans le top 10 du
classement. L'évolution majeure réside dans l'intensité des craintes, qui s'est
considérablement réduite, voyant seulement 46% de la population suisse avoir peur du
chômage (la première préoccupation en 1976 et en 2016) tandis que 40 ans en arrière,
75% de la population redoutait de se retrouver au chômage. Selon Lukas Golder,
codirecteur de l'Institut Gfs.bern qui a réalisé cette enquête, cela pourrait s'expliquer
par le fait qu'il n'y a plus de grands médias "dictant" l'opinion générale, rendant les
craintes ainsi plus diffuses et dispersées sur plus de thématiques. Une autre raison
pourrait être l'optimisme de la population envers son système qui a résisté à plusieurs
crises sans trop faillir. L'une des surprises de ce comparatif est certainement la
disparition de la protection de l'environnement du top 10; un fait que Lukas Golder
explique par un contexte particulier dans les années 70 qui vit la disparition des forêts
due aux pluies acides et par le fait que la population, aujourd'hui, considérerait que la
protection de l'environnement concerne les générations à venir. 34

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.12.2016
KAREL ZIEHLI

2016 hatte das BFS zum ersten Mal eine Erhebung zum Zusammenleben in der Schweiz
durchgeführt, womit auf Grundlage von 3'000 befragten Personen die Einstellung der
Bevölkerung in der Schweiz gegenüber einzelnen Bevölkerungsgruppen untersucht
worden war. Erste Resultate legte das BFS im Oktober 2017 vor. Die Schweiz sei vielfältig
und differenziert, eröffnete der Bericht: So beheimate sie 190 Nationalitäten und zehn
verschiedene Religionen. 36 Prozent der befragten Personen gaben an, sich durch die
Anwesenheit von als «anders» empfundenen Personen gestört zu fühlen; das
Anderssein bezog sich dabei auf die Nationalität, die Religion oder die Hautfarbe. Die
Erhebung ging des Weiteren spezifisch auf die Einstellung zu den drei
Bevölkerungsgruppen Musliminnen und Muslime, Jüdinnen und Juden und
dunkelhäutige Personen ein. Dabei zeigte sich, dass der grösste Unmut gegenüber den
Angehörigen der islamischen Religion besteht: 17 Prozent der Bevölkerung hielten
negative Aussagen zu Musliminnen und Muslimen für zutreffend, geringer fiel dieser
Prozentsatz für die jüdische (12%) und die dunkelhäutige Bevölkerung (4%) aus. Zudem
nahmen 66 Prozent der Befragten Rassismus als gesellschaftliches Problem wahr.
Allgemein zeige sich die Bevölkerung jedoch tolerant gegenüber Ausländerinnen und
Ausländern, schlussfolgerte das BFS. So waren 56 Prozent der Befragten der Meinung,
dass die Integration von Migrantinnen und Migranten in der Schweizer Gesellschaft gut
funktioniere. 64 Prozent der Befragten waren dagegen, Ausländerinnen und Ausländer
bei Arbeitsplatzknappheit wieder in ihre Heimat zurückzuschicken. 60 Prozent
begrüssten das Recht auf Familiennachzug, 56 Prozent befürworteten eine
automatische Einbürgerung der zweiten Generation und 68 Prozent verneinten die
Aussage, dass Ausländerinnen und Ausländer die Ursache für eine allfällige Zunahme
der Arbeitslosigkeit seien. 35

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.10.2017
SAMUEL BERNET

Im Dezember 2017 publizierte das Meinungsforschungsinstitut gfs.bern das jährlich von
der Crédit Suisse in Auftrag gegebene Sorgenbarometer. Seit 2003 hatte stets die
Arbeitslosigkeit als grösste Sorge der Schweizerinnen und Schweizern fungiert. Im Jahr
2017 löste das Thema AHV/Altersvorsorge die Arbeitslosigkeit ab, wenn auch mit
weniger als einem Prozentpunkt Differenz. 44 Prozent der Befragten sahen im
Berichtsjahr ihre Rente in Gefahr. Damit verstärkte sich das Problembewusstsein für
die AHV und die Altersvorsorge im Allgemeinen innerhalb eines Jahres erheblich: 2016
waren es lediglich 28 Prozent der Befragten gewesen, denen die Altersvorsorge Kummer
bereitet hatte. Die Bedenken der Bevölkerung gegenüber der Altersvorsorge zeigten
sich auch bei der Frage, welchem politischen Ziel die Befragten derzeit die höchste
Priorität einräumen würden. 24 Prozent gaben AHV/IV an, deutlich vor Familie-Beruf
(14%) und wirtschaftliches Wachstum (14%). Auch dürfte sich die Sorge um die
Altersvorsorge mittelfristig auf dem erhöhten Niveau halten, denn gemäss Aussage von
Lukas Golder, Co-Leiter von gfs.bern, habe das Nein des Stimmvolks zur AHV-Reform
2020 im September 2017 kaum zu einer Beruhigung beigetragen und diese Abstimmung
sei erst nach der Erhebung für das Sorgenbarometer erfolgt, wie er dem Tages-Anzeiger
sagte. Auch die Sorgen um die Gesundheit/Krankenkassen und um die soziale
Sicherheit nahmen im Vergleich zum Vorjahr deutlich zu. Während im Vorjahr 21
Prozent das Thema Gesundheit/Krankenkassen zu den fünf grössten Sorgen gezählt
hatten, waren es 2017 26 Prozent; bei der sozialen Sicherheit sprang der Wert innerhalb
eines Jahres von 11 Prozent auf 18 Prozent. Deutlich weniger Sorgen als noch im Vorjahr
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bereitete das Thema Flüchtlinge und Asyl: 19 Prozent (2016: 26%) sahen das Thema als
eines der fünf grössten politischen Probleme an. Die Studienleiter führten dies auf den
deutlichen Rückgang der Anzahl Asylgesuche von 2015 (39'523) auf 2016 (27'207)
zurück. 36

Im 2018 erschienenen World Happiness Report belegte die Schweiz den fünften Platz
hinter Finnland, Norwegen, Dänemark und Island und lag damit wie in den vergangenen
Jahren an der Spitze der Glücksskala. Im vorliegenden Report aus dem
Untersuchungszeitraum von 2015 bis 2017 waren in 156 Ländern Umfragen durchgeführt
worden zum Bruttoinlandprodukt pro Kopf; zur Wahrscheinlichkeit, ein gesundes Leben
führen zu können; zur Möglichkeit, freie Entscheidungen zu treffen; zur Korruption,
aber auch zur Grosszügigkeit und sozialen Unterstützung innerhalb der Gesellschaft.
Auf einer Skala von maximal zehn Punkten erreichte die Schweiz so ein Resultat von
7.487 Punkten.
Erklärt wurden die verschiedenen Parameter von Matthias Binswanger, Professor für
Volkswirtschaftslehre an der Fachhochschule Nordwestschweiz, in der Weltwoche vom
März. So sei etwa ein hohes Bruttoinlandprodukt ein Indikator für geringe
Arbeitslosigkeit und hohen Wohlstand. Arbeit sei einerseits ein identitätsstiftender
Faktor – eine eigene Identität wirke sich positiv auf die Stimmung eines Menschen aus
–, andererseits gehe damit auch die Perspektive einher, etwa im Rentenalter ein gutes
Leben zu führen. Die direkte Demokratie biete den Schweizerinnen und Schweizern
freie Entscheidungsmöglichkeiten und durch Wahlen werde zugleich das Vertrauen in
staatliche Institutionen gefördert. Ebenfalls trage die tiefe Korruptionsrate zum Glück
der Schweizer bei. Wie bereits in den vergangenen Jahren wurde der Report vom
Umfrageinstitut Gallup und dem Canadian Institute For Advanced Research verfasst und
von der UNO unterstützt. 37
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Das Gottlieb Duttweiler Institut (GDI) hatte 2018 eine Studie zum freiwilligen
Engagement der Schweizer Bevölkerung veröffentlicht, über die in diversen
Tageszeitungen berichtet wurde. Denn seit einer Studie des Soziologen Robert Putnam
aus dem Jahr 2000 über die US-amerikanische Zivilgesellschaft stand auch in der
Schweiz die Vermutung im Raum, die Anzahl Menschen, welche Freiwilligenarbeit
leisteten, sei gesunken. Damals wurde der Fernseher für die sinkenden Zahlen
verantwortlich gemacht, heute sehe die Schweizer Presse gemäss GDI den Auslöser für
die rückgängige Bereitschaft, Freiwilligenarbeit zu leisten, nicht in den Fernsehern,
sondern in den Smartphones. Ebendieser Anschuldigung widerspricht nun die Studie
des GDI: Zwar habe in der Schweiz die Bereitschaft, in Vereinen und Organisationen zu
partizipieren, abgenommen, so der Leiter der Studie Jakub Samochowiec.
Zugenommen habe aber das Engagement im informellen Bereich. Denn durch die
Digitalisierung sei es einfacher geworden, passende und attraktive Formen von
gesellschaftlichem Engagement zu entdecken und auszuüben; sei es nun über eine
Jobbörse oder andere Dienstleistungsplattformen. Stellt man etwa Informationen auf
Wikipedia oder Hilfe zu spezifischen Themen per Video auf Youtube zur Verfügung, so
könne die Gesellschaft hieraus ebenfalls einen Nutzen ziehen. Plattformen wie Uber,
Airbnb und sogar Tinder böten laut der Studie auch Partizipationspotenzial, obschon
diese letztlich von profitorientierten Unternehmen geführt würden.
Auch wenn demnach etwa mit Airbnb nicht gemeinnützige, sondern in erster Linie
finanzielle Ziele verfolgt werden, ermögliche eine solche Plattform doch die Bildung
«informeller Netzwerke», wie die Studie festhält. Diese Netzwerke seien nebst den
Vereinen und den gemeinnützigen Organisationen wichtiger Bestandteil der
Zivilgesellschaft geworden, da eine freiwillige Vernetzung der Gesellschaft als «soziales
Schmiermittel» wirke und die «Grundlage für das Funktionieren von Markt und Staat»
bilde. Das Vertrauen der Bürgerinnenn und Bürger untereinander und jenes zum Staat
wird also der GDI-Studie zufolge mithilfe informeller Netzwerke gestärkt. Denn eine
Wohnung oder das Auto einer fremden Person anzubieten, benötige nicht nur ein
positives Rating auf entsprechenden Plattformen, sondern eben auch ein gewisses
Vertrauen in die Gesellschaft. Vertrauen in den Staat und das eigene Umfeld seien
wiederum eine wichtige Voraussetzung dafür, dass sich Menschen gemeinnützig
engagierten.
Die «DNA der Schweiz», wie Christophe Darbellay (cvp, VS) das Milizsystem der Vereine
laut Luzerner Zeitung einst nannte, sei aber gemäss derselben Zeitung tatsächlich nicht
in bester Verfassung. Der Mitgliederschwund mache sich bemerkbar und viele
Menschen beklagten sich deshalb über den Egoismus der jungen Generation, so die
Zeitung weiter. Andreas Müller, Mitautor der Studie, erklärte diesen Mitgliederschwund
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derweil nicht mit Egoismus, sondern mit komplexen Veränderungen innerhalb der
Gesellschaft. Man sei mobiler geworden und heute weniger an einen Ort gebunden,
wodurch für viele Menschen beispielsweise Dorfvereine kaum mehr attraktiv
erschienen. Die Individualität und Flexibilität der neuen Generation führe dazu, dass
man sich nicht einer Gruppe verpflichten und dadurch unnötig einschränken lassen
wolle. Um das formelle, vereinsgebundene Engagement wieder zu stärken, sieht die
GDI-Studie derweil die Behörden und Vereine selbst in der Verantwortung: Es brauche
Vereine mit aktuelleren und auch globalen Themen. Zudem müsse Aufklärungsarbeit
geleistet werden, damit die Vorteile von formellem Engagement wie etwa das Sammeln
von Arbeits- und Lebenserfahrung oder das Gefühl von Zufriedenheit, wenn man der
Gesellschaft oder der Umwelt etwas zurückgeben könne, wieder vermehrt erkennbar
würden. 38

Laut dem von der Credit Suisse beim gfs.bern in Auftrag gegebenen Sorgenbarometer
bereiteten den Schweizerinnen und Schweizern im Umfragejahr 2018 die Altersvorsorge
am meisten, die Gesundheit und Krankenkassen am zweitmeisten Sorgen. Der
Rentensicherung ordneten die Befragten dabei höchste politische Priorität zu, wobei
hierzu die gescheiterte AHV-Reform beigetragen haben dürfte, wie im Bericht
festgestellt wurde. Während zwar die Zahl der in die Schweiz geflüchteten Menschen
leicht zurückgegangen sei, hätten die Kategorien «AusländerInnen» (dritter Platz) sowie
«Flüchtlinge und Asyl» (vierter Platz) erstmals seit drei Jahren wieder an Bedeutung
gewonnen. Neu fand sich im Untersuchungsjahr auch die Umweltthematik unter den
Top Fünf, was laut Bericht einerseits dem trockenen und heissen Sommer, andererseits
aber auch dem in den Medien sehr präsent diskutierten Klimawandel zuzuschreiben
sei.
Wohl erstaunlichstes Resultat sei jenes bezüglich der Arbeitslosigkeit. Diese, eigentlich
eine Dauersorge der Schweizer Bevölkerung, gehöre erstmals seit den Neunzigerjahren
nicht mehr zu den fünf dringendsten Problemen. So schätzten insgesamt 85 Prozent
der Befragten ihren Arbeitsplatz als gesichert ein. Dabei fühlten sie sich auch nicht
durch Entwicklungen wie der zunehmenden Digitalisierung bedroht: 75 Prozent der
Umfrageteilnehmenden hielten es für unwahrscheinlich, dass sie Ihren Job an einen
Roboter abtreten müssten.
Über das Vertrauen in die Institutionen befragt, gaben 61 Prozent an, der Regierung zu
vertrauen, womit dieser Wert weit über dem OECD-Schnitt von 43 Prozent liegt. Ein
noch höheres Vertrauen habe die Bevölkerung gemäss Studie aber in die Justiz: Mit 70
Prozent belegten das Bundesgericht und die Polizei auf der Rangliste gemeinsam den
ersten Platz. Auf dem zweiten Platz lagen die Armee und die Nationalbank. Einen
Vertrauensverlust mussten unterdessen die politischen Parteien verzeichnen: Nur noch
39 Prozent der Befragten, also 13 Prozentpunkte weniger als im Vorjahr, vertrauten laut
der Umfrage den Parteien. In dieses «politkritische Bild» der Schweiz passe denn auch
der zurückgegangene Nationalstolz: Im Erhebungsjahr gaben 79 Prozent an, stolz darauf
zu sein, Schweizerin oder Schweizer zu sein, was einem Rückgang von elf
Prozentpunkten gegenüber der Vorjahresumfrage entspreche. 39
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Im World Happiness Report 2019 rutschte die Schweiz im Vergleich zum Vorjahr einen
Platz nach hinten und belegte hinter Finnland, Dänemark, Norwegen, Island und den
nach vorne gerückten Niederlanden neu den sechsten Rang. Mit einer Punktezahl von
7.480 lag die Schweiz somit leicht hinter dem letztjährigen Wert von 7.487. Unverändert
blieb, dass die Schweiz zusammen mit den nord- und mitteleuropäischen Ländern
sowie Neuseeland und Kanada an der Spitze der Tabelle lag, obgleich sich die Werte der
Top Ten weiter auseinander bewegt hatten. Insgesamt, so kommt der Bericht zum
Schluss, bewerteten die Menschen der Länder in Spitzenpositionen ihr Glück aber
relativ konstant im Verhältnis zu den Vorjahren. So habe die Schweiz im Vergleich zur
Umfrage von vor zehn Jahren insgesamt 0.007 Punkte hinzugewonnen, während
beispielsweise Benin mit 1.390 Punkten ins Mittelfeld vorrücken konnte und nun den
102. Platz belegte. Insgesamt waren Menschen in 156 Ländern zu ihrem Glück befragt
worden. 40
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2019 veröffentlichte ein Team der Universität St. Gallen in Zusammenarbeit mit der
Handelshochschule Leipzig zum vierten Mal den Schweizer Gemeinwohlatlas. Die
Studie versuchte zu eruieren, welchen Beitrag Organisationen, Unternehmen oder
Behörden für das Gemeinwohl der Gesellschaft leisten, wofür insgesamt 110
Institutionen von knapp 15'000 beim Marktforschungsinstitut «intervista» registrierten
Schweizerinnen und Schweizern aus den deutschen, französischen und italienischen
Sprachregionen mit den Noten von 1 bis 6 bewertet wurden. Von den Befragten hatten
im Vorfeld 73 Prozent angegeben, besorgt darüber zu sein, dass dem Gemeinwohl in
der Schweiz zu wenig Beachtung zukommt. 
Bei den ausgewählten Organisationen handelte es sich beispielsweise um alle SMI
notierten sowie die 50 umsatzstärksten Schweizer Unternehmen und Schadens- und
Krankenversicherungen; auch die grössten Genossenschaften, NGOs und
Organisationen des öffentlichen Sektors sowie Sportverbände und Medienhäuser
wurden bewertet. Benotet wurden Parameter aus den Hauptkategorien
Aufgabenerfüllung, Zusammenhalt, Lebensqualität und Moral.

Auf den ersten fünf Plätzen fanden sich allesamt Organisationen oder Stiftungen aus
dem Gesundheits- und Sozialwesen: Die Rega belegte mit der Note 5.55 den ersten
Rang, gefolgt von der Spitex (Note 5.50), der Pro Senectute (Note 5.44), der Paraplegiker
Stiftung (Note 5.40) und schliesslich dem Schweizerischen Roten Kreuz (SRK) (Note
5.24) auf dem fünften Platz. Unbeliebt waren hingegen Sportverbände wie die Fifa (Note
2.39, Platz 109), die Uefa (Note 2.74, Platz 107) oder das Internationale Olympische
Komitee (IOC) (Note 3.54, Platz 94). Die Sonntagszeitung hielt in einem Bericht über die
Rangliste fest, dass dies auf die Korruptionsskandale oder Hooligan-Probleme
zurückzuführen sei, mit welchem die Verbände zu kämpfen gehabt hätten. 
Von den Unternehmen landeten auffälligerweise Genossenschaften – respektive von
den Studienverfassenden als Genossenschaften gewertete Unternehmen – auf den
vorderen Plätzen: Migros (12. Platz), Volg (17. Platz), Coop (19. Platz) und die Landi (22.
Platz) waren besonders beliebt, ebenso die genossenschaftliche Versicherung Mobiliar
(18. Platz). Beliebtestes nicht-genossenschaftliches Unternehmen war der
Sanitärkonzern Geberit auf dem 28. Rang.
Verlierer unter den Konzernen waren der Rohstoffhändler Glencore (108. Platz), die
Blick-Zeitung (105. Platz), das Social Media Unternehmen Facebook (102. Platz) oder die
Bank UBS (96. Platz), das Schlusslicht der Rangliste bildete die Zigarettenmarke
Marlboro mit der Note 2.26. Dass kommerzielle Unternehmen schlecht Abschnitten sei
laut der Sonntagszeitung keine Überraschung: Untersuchungen hatten gezeigt, dass
bereits das Etikett «gewinnorientiert» genüge, damit die Aktivität eines Konzerns als
«schädlich» oder «weniger wertschöpfend» eingeschätzt werde. 41
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Wie bereits im Vorjahr führte die Altersvorsorge die Rangliste des vom
Forschungsinstitut gfs.bern erstellten Sorgenbarometers 2019 an. Mit dieser jährlich
von der Credit Suisse in Auftrag gegebenen Studie werden die Sorgen der Schweizer
Bevölkerung eruiert. Insgesamt blieben die fünf grössten Sorgen im Vergleich zum
Vorjahr beinahe unverändert. Eine Ausnahme bildete lediglich der fünfte Platz, welcher
von der Sorge um die Arbeitslosigkeit belegt wurde, die damit wieder nach vorne in die
gewohnten Topplätze gerückt war. Auf die AHV auf dem ersten folgte die Kategorie
«Gesundheit, Krankenkassen» auf dem zweiten Platz, während die Sorge aufgrund von
«AusländerInnen» auf dem dritten Platz landete. Einen Platz nach vorne gerückt war die
Kategorie «Umweltschutz/Klimawandel/Umweltkatastrophe», die Kategorie
«Flüchtlinge/Asyl» hingegen fiel auf den neunten Platz zurück. Hierbei, so eine These
der Studie, sei bemerkenswert, dass gleichzeitig die Sorge um die persönliche
Sicherheit (sechster Rang) um elf Prozentpunkte zugelegt habe. Das Narrativ, in
welchem Flüchtlinge als «Sicherheitsbedrohung von aussen» dargestellt würden,
funktioniere somit nicht mehr. Überhaupt konnte die Studie keine Gründe für die
Sicherheitsbedenken ausmachen, denn etwa auch die Angst vor Terrorismus oder
Fundamentalismus stieg nicht an. Der Kern dieser Sicherheitsbedenken sei noch zu
klären.

Von der Politik verlangten die Schweizerinnen und Schweizer rasche Lösungen zu
innenpolitischen Themen, so Lukas Golder von gfs.bern und Co-Leiter der Studie. Auf
die Frage, welche Probleme am dringendsten von den Politikerinnen und Politikern
angegangen werden müssten, nannten die meisten Umfrageteilnehmenden denn auch
die Rentenreform, wie dies bereits im Jahr zuvor der Fall gewesen war. Neu war, dass
2019 die Umweltfragen auf dem zweiten Platz der am dringendsten zu lösenden
Probleme landeten. Anscheinend waren die Befragten diesbezüglich von den
Politikerinnen und Politikern enttäuscht, denn 46 Prozent gaben an, die Politik von
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Regierung und Verwaltung versage in entscheidenden Themen, wobei 83 Prozent
anfügten, der Bundesrat müsse «seine Führungsrolle besser wahrnehmen». Noch im
vergangenen Jahr lag das Vertrauen in den Bundesrat bei 61 Prozent und auch sonst war
das Vertrauen in die Institutionen vergleichsweise hoch. Dies habe sich geändert: Von
der EU, über die Kirchen, zu den Arbeitsvertretungen, bis hin zu den politischen
Parteien wiesen viele Institutionen einen Vertrauenseinbruch aus, welcher nicht selten
20 Prozentpunkte betrug. Auch die Armee, im Vorjahr noch auf dem zweiten Platz,
verlor in gleichem Ausmass an Vertrauen in der Bevölkerung. Bemerkenswert war
hierbei, dass sich 90 Prozent der Befragten eine grössere Anerkennung von
Freiwilligenarbeit wünschten, wobei sich 74 Prozent der Befragten vorstellen konnten,
dass «obligatorische Dienste als Alternative zum Militärdienst» hier Abhilfe schaffen
würden. Einzig die Polizei verzeichnete einen kleinen Vertrauensanstieg und belegte
neu den ersten Platz – was im Hinblick auf die Sorge um die persönliche Sicherheit eine
passende Entwicklung sei, wie die Studie abschliessend feststellte. 42

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Die Zahl der Einbürgerungen nahm 1998 um 11.5 Prozent auf 21'705 zu. An der Rangliste
der Herkunftsländer der Eingebürgerten änderte sich im Vergleich zum Vorjahr nichts.
An der Spitze mit 5'722 Personen stand weiterhin Italien, gefolgt vom ehemaligen
Jugoslawien (3'296), Türkei (2'093) und Frankreich (1'761). 43
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Die Zahl der Einbürgerungen blieb mit 21'698 stabil. Wie üblich stammte die Mehrheit
der Neubürger und -bürgerinnen aus europäischen Staaten (rund 16'000, davon die
Hälfte aus EU- oder EFTA-Staaten). Das grösste Kontingent stellte wie in den
vergangenen Jahren Italien (5'510), gefolgt von ex-Jugoslawien (2'365) und der Türkei
(2'260). 44
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Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Das Recht, mit Initiativen und Referenden direkten Einfluss auf die Politik nehmen zu
können, wird nicht nur von Parteien, Verbänden und Einzelpersonen rege genutzt,
sondern ist bei den Bürgerinnen und Bürgern auch sehr beliebt. In einer
repräsentativen Befragung drückten 78% (zu Initiative) resp. 72% (zu Referendum) ihre
positive Haltung zu den beiden Instrumenten aus; nur gerade 14% könnten sich mit
einem Verzicht auf das Referendumsrecht abfinden. 45
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Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Die Militärakademie der ETH hat 2015 wiederum zusammen mit dem Center for Security
Studies die Jahresstudie „Sicherheit“ publiziert. Die Autorinnen und Autoren stellten
auch in diesem Jahr ein grundlegendes Gefühl der Sicherheit in der Schweizer
Bevölkerung fest. Angst vor Bedrohungen wurde nur in geringem Mass erkannt und
wenn, dann im Bereich der Datensicherheit oder bezüglich Cyber-Angriffen. Die Frage
nach der Notwendigkeit der Armee wurde mit sehr hoher Zustimmung beantwortet und
sogar die jüngste Alterskohorte befürwortete die Armee so deutlich wie noch nie in der
dreissigjährigen Messperiode. Diese jüngeren Respondenten wiesen in dieser Periode
einen Anstieg um 8 Prozentpunkte aus (74%; 2014: 66%). Insgesamt wurde auch das
Modell der Milizarmee deutlich bejaht und einer reinen Berufsarmee vorgezogen, wobei
bezüglich alternativer Dienstmodelle ambivalente Erkenntnisse gezogen werden
mussten: Einerseits erhielt eine obligatorische Wehrpflicht nur für Männer eine hohe
Zustimmung, andererseits sprachen sich ebenso viele Befragte gegen eine Umwandlung
in eine obligatorische Dienstpflicht aus. Es konnten keine eindeutigen Schlüsse gezogen
werden, ob ein Modell mit einer Dienstpflicht, die die Frauen mit einschliesst, auf
Zustimmung stossen würde. Eine Wehrpflicht unter Miteinbezug weiblicher
Dienstleistenden wurde mehrheitlich abgelehnt, so auch bezüglich der Ausweitung der
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Dienstpflicht für Ausländer. Einwohner ohne schweizerische Staatsbürgerschaft sollen
gemäss dieser Meinungsumfrage auch nicht in den Zivil-, oder einen allfälligen
Sozialdienst rekrutiert werden.
Bezüglich der Zufriedenheit mit der Armee wurde keine Veränderung gegenüber dem
Vorjahr registriert. Sie verharrt auf durchschnittlich 6.3 Punkten auf einer Zehnerskala
zwischen "überhaupt nicht zufrieden" und "sehr zufrieden". Was die Abschaffung der
Wehrpflicht angeht, sprachen sich in der Selbsteinschätzung links Eingestellte und
höher Gebildete stärker für eine solche aus. Weniger Gebildete und sich auf der Links-
Rechts-Achse eher rechts einstufende Befragte stützten die Wehrpflicht hingegen
eher. Insgesamt ist die Zustimmung zur Abschaffung der Wehrpflicht gegenüber dem
Vorjahr um einen Prozentpunkt auf 38% gestiegen. Abnehmend hingegen ist die
Haltung, dass die Schweiz zu viel für die Verteidigung ausgebe. Dies empfanden noch
33% der Befragten (-4 Prozentpunkte). Dass dagegen mehr ausgegeben werden sollte,
gaben 16% an, was einer pointierten Steigerung um 7 Prozentpunkte bedeutet. Die
Milizarmee als Dienstmodell wird von einer Mehrheit von 58% gutgeheissen (-3
Prozentpunkte), dies bedeutet den dritthöchsten Wert seit 1995. Die dienstpflichtige
Kohorte der jüngeren Befragten (20–29-jährige) zeigte sich einer Berufsarmee deutlich
stärker zugetan als noch im Vorjahr (48%, + 5 Prozentpunkte). Die Bevölkerung fühle
sich sehr sicher und schaue zuversichtlich in die Zukunft, schlossen die Herausgeber
der Studie. 46

Die Jahresstudie „Sicherheit“, von der Militärakademie der ETH in Zusammenarbeit mit
dem Center for Security Studies herausgebracht, lieferte auch 2016 Befunde über das
Sicherheitsempfinden der Schweizer Bevölkerung. Dieses sei hoch, jedoch gegenüber
dem Vorjahr signifikant gesunken. 86% der Befragten fühlten sich sicher, was einer
Einbusse um 5 Prozentpunkte bedeutete. 20% fühlten sich "sehr sicher" (-9
Prozentpunkte) und 66% fühlten sich "eher sicher" (+4 Prozentpunkte). Um 5
Prozentpunkte hat der Anteil jener zugenommen, die sich unsicher fühlen (neu 14%). 
Bezüglich der Verteidigungspolitik zeigte sich auch 2016 eine hohe positive Einstellung
in der Bevölkerung gegenüber der Armee. Die Zustimmung zur Frage nach der
Notwendigkeit der Armee ist um 4 Prozentpunkte gestiegen und kommt auf 84%, so
hoch wie seit 1983 nicht mehr. Weniger Support äusserten jüngere Befragte, aber auch
sie hielten die Armee mehrheitlich für notwendig (74%, +/-0). Zulegen konnte die
Armee bei der Bewertung der Zufriedenheit. Auf der seit 2011 verwendeten Zehnerskala
stieg diese um 0,2 Punkte auf ein Mittel von 6,5 Punkten, womit ein Höchstwert
verzeichnet wurde. Eine Abschaffung der Wehrpflicht ist weiterhin nicht
mehrheitstauglich und die Zustimmung für eine solche Abschaffung nahm weiter ab (-4
Prozentpunkte, neu 34%). Dieser Wert ist im langjährigen Vergleich sehr tief. Die
finanziellen Mittel, die für die Verteidigung aufgewendet werden, seien in einer guten
Grössenordnung. Dies befanden 48% der Befragten, eine leichte Steigerung gegenüber
dem Vorjahr (+1 Prozentpunkt). Sowohl eine Erhöhung, als auch eine Senkung der
Verteidigungsausgaben verloren an Sukkurs. Die Ansicht, die Schweiz gebe zu viel Geld
für ihre Armee aus, wurde seltener geäussert und der in dieser Studie hierzu
gemessene Wert erreichte einen historischen Tiefstwert.
Die Frage nach der Ausgestaltung der Dienstpflicht wurde etwa gleich wie im Vorjahr
beantwortet, wobei sich 57% für die Milizarmee aussprachen (-1 Prozentpunkt) und 38%
eine Berufsarmee befürworteten (+2 Prozentpunkte). Die Altersgruppe der
Dienstpflichtigen stand dabei etwas weniger unterstützend für die Berufsarmee ein, als
noch vor Jahresfrist (46%, -2 Prozentpunkte).
Der langjährige Optimismus im Sicherheitsempfinden der Schweizerinnen und
Schweizer wich im Untersuchungszeitraum einer etwas pessimistischeren Haltung.
Geopolitische Entwicklungen wurden für diese Trendwende verantwortlich gemacht.
Damit einher gehend wurden spezifische Massnahmen zur Wahrung der inneren
Sicherheit stärker befürwortet, als in früheren Jahren. Überdurchschnittlich hoch blieb
das Vertrauen in die Institutionen und Behörden. Tendenziell höhere
Zustimmungswerte verzeichnete die Armee. 47

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die Jahresstudie „Sicherheit“ wurde auch 2017 von der ETH Zürich erstellt und
publiziert. Diese unter Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern durchgeführte Umfrage
brachte teilweise neue Erkenntnisse gegenüber dem Vorjahr. So fühlten sich 93 Prozent
der Befragten sicher. Der Wert ist heuer um 7 Prozentpunkte gestiegen, das
Sicherheitsempfinden ist damit so hoch wie noch nie. Ebenso schätzten mehr Befragte
als im Vorjahr die Zukunft der Schweiz optimistisch ein. Mit 82 Prozent hat auch dieser
Wert um 7 Prozentpunkte zugenommen. 

STUDIEN / STATISTIKEN
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MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Bezüglich der Zufriedenheit mit der Armee konnten die Studienautoren noch immer
positive Werte ausweisen. 82 Prozent der Befragten gaben an, die Armee sei notwendig.
Zwar entsprach dies einer leichten Abnahme gegenüber dem Vorjahr, jedoch verharrte
der Wert gemessen am langjährigen Mittel der Studienreihe auf
überdurchschnittlichem Niveau. Das Modell der Milizarmee wurde dabei noch immer
favorisiert und von 59 Prozent der Respondentinnen und Respondenten unterstützt (+
2 Prozentpunkte). Bei der Kohorte der Wehrpflichtigen, sprich der 20-29 Jährigen, war
indes die Befürwortung einer Berufsarmee höher. Sie betrug 49 Prozent (eine leichte
Zunahme um 1 Prozentpunkt gegenüber 2016) und lag um 12 Prozentpunkte höher als in
der Gesamtstichprobe (37 Prozent, -1 Prozentpunkt). Im Einklang mit diesen
Einschätzungen standen auch die Äusserungen zu den Armeeausgaben, wobei gut die
Hälfte der Befragten angab, diese seien genau richtig (49 Prozent), und gar 12 Prozent
fanden, man könne noch mehr für die Verteidigung ausgeben. Gleichwohl befanden 34
Prozent der Befragten die Armeeausgaben als zu hoch (+ 3 Prozentpunkte). Die
Zustimmung zur Abschaffung der Armee erreichte im Befragungszeitraum einen
unterdurchschnittlichen Wert: 36 Prozent der Befragten sprachen sich dafür aus, gut
zwei Drittel waren also für das Beibehalten des Dienstpflichtmodells. Bei dieser Frage
konnte eine deutliche ideologische Linie ausgemacht werden: Wer sich selber politisch
eher als links einstufte, gab eher an, für die Abschaffung der Wehrpflicht zu sein (57
Prozent). Politisch rechts Stehende gaben hingegen nur zu 22 Prozent an, die
Wehrpflicht abschaffen zu wollen. Ebenfalls öffnete sich hierbei ein Röstigraben, da die
Zustimmung zur Abschaffung der Wehrpflicht in der Romandie (50 Prozent) signifikant
höher war als in der Deutschschweiz (32 Prozent). Ebenso zeigte sich eine Abstufung
über die Altersgruppen hinweg: Je älter die Befragten waren, desto weniger Zuspruch
erhielt das Postulat der Abschaffung der Wehrpflicht. Mit den Leistungen der Armee
waren die Leute zufrieden: Auf einer Zehnerskala erhielt dieses Item den Wert 6.5, er
befindet sich auf dem gleichen Niveau wie im Vorjahr.
Die Studie wurde im Januar 2017 bei 1'209 Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern
telefonisch durchgeführt. 48

Man lebe in einer sicheren Schweiz, die armeefreundlich und wenig öffnungsbereit sei
– dies das Kondensat der Jahresstudie «Sicherheit» 2018, die die Reihe der ETH Zürich
und des Center for Security Studies (CSS) fortsetzt. Schweizerinnen und Schweizer
fühlten sich noch sicherer als vor Jahresfrist; der Wert habe um 2 Prozentpunkte
zugelegt und erreichte 95 Prozent. Bezüglich des Vertrauens der Befragten gab es
erstmals einen Wandel, denn den Medien wurde 2018 mehr vertraut, als den Parteien.
Erstere erreichten auf einer Zehnerskala den Wert 5.7, während die Parteien bei 5.4
verortet wurden. Ebenso liessen die Vertrauenswerte für das Parlament und für die
Armee nach. Gleichwohl bleibt gemäss Aussage der Studienautoren die Einstellung
gegenüber der Armee positiv. So gaben 81 Prozent an, die Armee sei notwendig, wobei
die Milizarmee nach wie vor dem Modell einer Berufsarmee vorgezogen wird
(Zustimmung von 56 Prozent). Auf Vorjahresniveau bewegten sich die
Zufriedenheitswerte mit den Leistungen der Armee (6.3 auf der Zehnerskala,
unverändert) und bezüglich der Verteidigungsausgaben, die gerade richtig seien (49
Prozent, ebenfalls unverändert). 
Die Landesverteidigung in den Händen einer Milizarmee war also wiederum
unbestritten. Wie stand es um die Ausgestaltung der Wehrpflicht? 36 Prozent sprachen
sich für eine Abschaffung der Wehrpflicht aus, ein unveränderter Wert gegenüber der
Vorjahresstudie. Seit 2013 zeigt sich jeweils, dass das Prinzip der Wehrpflicht wieder
gut in der Bevölkerung verankert ist. 
Auch für die Studie 2018 wurden Anfang Jahr über 1200 Stimmberechtigte telefonisch
befragt. 49
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Als Ergänzung zum Bruttoinlandprodukt (BIP) veröffentlichte das Bundesamt für
Statistik (BFS) Ende 2014 erstmals ein Indikatorensystem Wohlfahrtsmessung, welches
auf dem Bundesratsbeschluss zur grünen Wirtschaft vom Mai 2012 fusst und neben
materiellen Komponenten (z.B. Einkommen, Vermögen) auch die immaterielle Situation
der Bevölkerung (z.B. Bildung, Gesundheit, soziales Netz) abbildete und neben
objektiven Grössen auch die subjektive Einschätzung der Lebenssituation
berücksichtigte. Bei den materiellen Komponenten zeigte sich, dass sich die
Entwicklung des BIP nur teilweise auf das verfügbare Einkommen ausgewirkt hat.
Letzteres war zwar gewachsen, jedoch weniger stark als das Bruttoinlandprodukt pro
Kopf. Gleiches galt für den Verbrauch von Material und Energie, was einer
Effizienzsteigerung entsprach. An der Verteilung des Einkommens veränderte sich im
Beobachtungszeitraum von 1998 bis 2011 indes kaum etwas. Besonders von Armut
betroffen waren Alleinerziehende, Personen mit tiefer Bildung, alleinlebende
Erwachsene sowie Personen, die in Haushalten ohne Erwerbstätige lebten. Im Bereich
der immateriellen Faktoren zeigte sich unter anderem, dass die in der Schweiz lebende
Bevölkerung immer besser ausgebildet war und älter wurde (Lebenserwartung: 80,5
Jahre für Männer und 84,8 Jahre für Frauen), aber auch, dass in den letzten Jahren
rund jede fünfte Person tagsüber einem Strassenverkehrslärm über dem Grenzwert der
Lärmschutzverordnung ausgesetzt war. Der Bericht zur Lancierung der
multithematischen Wohlfahrtsmessung kam aber zum Schluss, dass die Zufriedenheit
der Schweizer Bevölkerung hoch war. 2013 gaben knapp drei Viertel an, mit ihrem
Leben sehr zufrieden zu sein, vier von fünf in der Schweiz lebenden Personen waren
gemäss eigenen Angaben psychisch gesund, wobei Frauen weniger oft in guter
psychischer Verfassung waren als Männer. Die Ergebnisse zur umfassenden
Wohlfahrtsmessung werden in Zukunft jährlich publiziert. 50

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2014
DAVID ZUMBACH

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Naturgefahren

Les résultats préliminaires du programme «Changements climatiques et catastrophes
naturelles», mis sur pied par le Fonds national de la recherche scientifique, ont conclu
qu'aucun lien ne pouvait pour l'heure être établi entre le réchauffement du climat
observé sur l'arc alpin et les inondations qui se sont produites ces dernières années. En
revanche, le faible enneigement des huit derniers hivers ainsi que le recul des glaciers
sont des conséquences incontestables de l'augmentation de la température que
connaît la Suisse depuis une trentaine d'années. 51

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.11.1995
LIONEL EPERON

Le Fonds national suisse de la recherche scientifique a présenté ses conclusions
relatives au programme «Changements climatiques et catastrophes naturelles» (PNR
31). Le programme concerne 54 projets de recherche répartis sur cinq thèmes. Les
chercheurs ont élaboré des scénarios tenant compte d'un accroissement de
température de deux degrés dû à l'augmentation des gaz à effet de serre et à un regain
de l'activité solaire dans les cinquante prochaines années. Selon eux, les régions de
montagne devraient pâtir le plus des modifications climatiques. Le réchauffement
devrait faire durer les pluies plus longtemps, impliquant une énorme augmentation de
la fréquence de phénomènes comme les glissements de terrain ou les inondations.
Pour les régions de montagne, ce réchauffement entraînerait aussi un recul de
l'enneigement. Les chercheurs ont conclu que des efforts d'adaptation étaient
nécessaires pour faire face au nombre croissant des problèmes entraînés par le
réchauffement climatique. Ils ont estimé que des mesures préventives devaient être
prises rapidement, notamment celle de répertorier l'ensemble des lieux présentant des
risques de crue ou de glissement de terrain, afin que les communes s'abstiennent de
construire dans ces zones de danger. 52
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Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Wie die Beschäftigten ihre eigene Arbeit empfinden, was sie bei ihrer Arbeit stört und
welche Aspekte des Berufslebens für sie am wichtigsten sind, ging aus einer vom Biga
veröffentlichten Repräsentativbefragung hervor. Unter 60 möglichen Störfaktoren
nannte jeder dritte Erwerbstätige Lärm und zu wenig Zeit für Familie und Freunde.
Jeweils jeder vierte bis fünfte beklagte sich über schlechte Luft, Zugluft, unangenehme
Temperatur, zu hohe körperliche Beanspruchung, dauerndes Stehen, zu viel
Uberzeitarbeit, unpassende Arbeitszeiten, ferner auch über Zeitdruck, zu starke
Anforderungen an die Konzentration, Verantwortungsdruck, Erfolgszwang und
mangelnde Anerkennung. Von jedem sechsten bis siebten Arbeitnehmer wurden
dauerndes Sitzen, ungenügende Beleuchtung, Schmutz, unbefriedigende
Ferienregelung sowie Sonntagsarbeit bzw. Arbeit am Samstagnachmittag beanstandet.

Bei der Beurteilung der eigenen Berufsarbeit überwogen indessen sehr deutlich die
positiven Wertungen wie abwechslungsreich, interessant und persönlich befriedigend.
Negative Beurteilungen wie abstumpfend oder eintönig wurden nur selten angegeben,
etwas häufiger die Prädikate nervenaufreibend, stark ermüdend und anstrengend für
die Augen. Als Faktoren des Berufslebens, auf welche die Befragten den grössten Wert
legten, rangierten Anliegen wie interessanter Arbeitsinhalt, gute zwischenmenschliche
Beziehungen, Schutz der Gesundheit und gute Arbeitsorganisation weit vor möglichst
kurzer Arbeitszeit, guten Aufstiegschancen, viel Ferien, Mitbestimmung im Betrieb und
sogar auch vor möglichst guter Besoldung. 53

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1990
MARIANNE BENTELI

Eine Univox-Umfrage über Berufsarbeit und Grundwerte verdeutlichte die Bedeutung
der persönlichen Beziehungen in der Arbeitswelt. In der Skala der Werte rangierte das
psychische mitmenschliche Wohlbefinden am Arbeitsplatz an oberster Stelle. Ein guter
Lohn wurde zwar von beinahe der Hälfte der Befragten als sehr wichtig eingestuft,
folgte aber doch erst in den hintern Rängen. Am wenigsten gefragt waren — besonders
bei den Frauen — Verantwortung und gute Aufstiegsmöglichkeiten. 54

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1992
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Umfragen belegten, dass sich das Klima in der Schweiz gegenüber AusländerInnen in
den letzten Jahren markant verschlechtert hat. Über 90% der Befragten vertraten die
Ansicht, der Ausländeranteil dürfe nicht mehr weiter ansteigen. Während 1980 noch 61
% die Anwesenheit der Ausländer als eher positiv erlebten, waren es im Berichtsjahr
nur noch 41%. Deutschschweizer, ältere Menschen und Jugendliche erwiesen sich als
besonders wenig offen für Menschen aus anderen Kulturkreisen. 61% – gegenüber 53%
im Vorjahr – erachteten die Anzahl der Asylbewerber als untragbar, wobei hier
Personen zwischen 55 und 74 Jahren und Arbeiter besonders empfindlich reagierten. n
einer weiteren Umfrage zeigte sich, dass 42% der befragten Personen die Anzahl der in
der Schweiz lebenden Flüchtlinge überschätzte. Ausserdem kam eine Studie der
Universität Zürich zum Schluss, dass steigende Ausländerzahlen weder ein notwendiger
noch ein hinreichender Erklärungsgrund für Fremdenfeindlichkeit sind, und dass
vielmehr die periodisch wiederkehrenden Identitätskrisen moderner Gesellschaften zu
Phasen von Überfremdungsängsten führen 55

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 17.04.1990
MARIANNE BENTELI

Die ständige ausländische Wohnbevölkerung nahm im Berichtsjahr um knapp 60 000
oder 5,8% auf gut 1,1 Mio Personen zu. Damit wurde der bisherige Rekordstand von
August 1974 um rund 34 000 überschritten. Der innert Jahresfrist von 15,6 auf 16,4%
angestiegene Ausländeranteil blieb aber noch unter den damaligen 16,8%. Von den am
Jahresende in der Schweiz wohnhaften 1 100 262 Ausländerinnen und Ausländern (ohne
internationale Funktionäre, Saisonniers, Asylbewerber und Ausländer mit einem
bewilligten Aufenthalt von weniger als einem Jahr) besassen 25% eine Jahres- und 75%
eine Niederlassungsbewilligung. 798 012 oder 73% stammten aus EG- oder EFTA-
Ländern, was gegenüber 1980 einer Abnahme um 10% entspricht.
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Der Wandel der schweizerischen Volkswirtschaft in Richtung Dienstleistungen schlägt
sich auch in der branchenmässigenVerteilung der ausländischen Erwerbstätigen nieder.
Im Zeitraum zwischen 1981 und 1990 erhöhte sich die Beschäftigung von Ausländern um
31,9%. Im Sektor Industrie und Handwerk betrug der Zuwachs 15,9%, bei den
Dienstleistungen 52,5% und in den übrigen Wirtschaftszweigen 28,6%. In der Industrie
fanden die stärksten Zunahmen in der Metallindustrie und im Bereich Maschinen,
Apparate und Fahrzeuge statt. Bei den Dienstleistungen wuchs die
Ausländerbeschäftigung vor allem beim Handel, in der Hotellerie und im
Gesundheitswesen.

Ende Jahr betrug der Gesamtbestand erwerbstätiger Ausländer 864 469 Personen, 51
311 oder 6,3% mehr als ein Jahr zuvor. Diese Zunahme war erneut auf die anhaltend
gute Wirtschaftslage zurückzuführen. Markant war der Zuwachs erneut im
Dienstleistungssektor, vor allem in den Wirtschaftszweigen Handel, Banken und
Versicherungen, in der Tourismusbranche sowie im Gesundheitswesen. Im sekundären
Sektor meldeten die Metall- und Maschinenindustrie sowie das Baugewerbe die
beachtlichsten Zunahmen. Hier fielen auch die Saisonniers stark ins Gewicht, deren
Zahl Ende August – dem saisonalen Höchststand der Beschäftigung – 122 000 (1989: 120
000) betrug. Am Jahresende arbeiteten überdies 181 366 Grenzgänger (1989: 167 259) in
der Schweiz. Dazu kommen, nach Schätzungen der Gewerkschaften, noch zwischen 50
000 und 180 000 Schwarzarbeiter, oftmals als Kurzaufenthalter eingereiste Personen,
die nach Ablauf ihrer fremdenpolizeilichen Bewilligung illegal im Land bleiben und
dabei in Kauf nehmen, im Lohnsektor und bei den Sozialversicherungen massiv
benachteiligt zu werden. 56

Ende 1991 lebten in der Schweiz so viele Ausländer und Ausländerinnen wie nie zuvor.
Mit 1,163 Mio Personen oder 17,1% der Bevölkerung wurde die Höchstmarke von 1974
(16,8%) deutlich überschritten. Die Zunahme betrug 5,7% gegenüber 5,8% im Vorjahr.
76% der Ausländerinnen und Ausländer besassen eine Niederlassungsbewilligung, 24%
eine Jahresbewilligung. 70% stammten aus EG- und Efta-Staaten. Nicht in den
ständigen Ausländerbestand eingerechnet wurden die insgesamt 26 000
internationalen Funktionäre, die knapp 116 000 Saisonniers, die 62 000 Asylbewerber
und die 14 000 Aufenthalter mit einer Bewilligung von weniger als einem Jahr sowie die
Grenzgänger, deren Anzahl (176 000 Personen) aufgrund der sich abzeichnenden
Rezession leicht zurückging. 57

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.01.1992
MARIANNE BENTELI

Wie die Wiederholung einer 1989 durchgeführten Umfrage ergab, stossen die
Ausländer in der Schweiz auf wachsende Ablehnung. Vorwiegend aus wirtschaftlichen
Gründen sprach sich eine (tendenziell abnehmende) Mehrheit zwar nach wie vor für die
Anwesenheit von Ausländern in der Schweiz aus. Dennoch waren zwei Drittel mit der
Aussage einverstanden, neu zuziehende Ausländer sollten nur noch in Ausnahmefällen
Arbeitsbewilligungen erhalten (1989: 57%). Gewachsen ist auch der Ruf nach Politikern,
die Überfremdungsängste thematisieren (68% gegenüber 56%). Trotzdem hat die
Sympathie für Parteien, die klar gegen Überfremdung Stellung nehmen, seit 1989 nur
gerade um 3% zugenommen. Noch deutlicher fielen die neuesten Ergebnisse einer seit
1974 periodisch durchgeführten Umfrage aus. Sie zeigten, dass sich das Misstrauen
gegenüber Ausländern in den letzten Jahren deutlich verstärkt hat. 38% der Befragten
— 8% mehr als 1990 — beurteilten die Rolle der Ausländer als negativ, nur gerade noch
35% (1979: 63%!) waren Ausländern gegenüber wohlwollend eingestellt. Bei den 12%,
welche die Anwesenheit von Ausländern als sehr negativ einstuften, glaubten die
Autoren der Studie einen eigentlichen Fremdenhass ausmachen zu können. Eine dritte
Umfrage schliesslich wies eine praktische Verdoppelung von 14 auf 27% innert
Jahresfrist jenes Personenkreises nach, der Verständnis für Gewalttaten gegen
Asylsuchende zeigt. 58

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.04.1992
MARIANNE BENTELI

Ende 1992 lebten 1,21 Mio Ausländer mit Niederlassungs- oder
Jahresaufenthaltsbewilligung in der Schweiz, was einem Anteil an der
Gesamtbevölkerung von 17,6% entspricht. Damit erfolgte erneut eine Zunahme (+4,3%),
doch fiel sie gegenüber den Vorjahren schwächer aus (1991: +5,7%). Vor allem die Zahl
der erwerbstätigen Ausländer (ohne Saisonniers und Grenzgänger) nahm –
rezessionsbedingt – nur noch um 0,5% zu (1991 +5,7%). 75% dieser Ausländerinnen und
Ausländer hatten eine Niederlassungsbewilligung, 25% eine Jahresbewilligung. Der
Anteil der Angehörigen von EG- und Efta-Staaten ging von 70 auf 67% zurück.

STUDIEN / STATISTIKEN
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Bei den Saisonniers und Grenzgängern zeigte der Wirtschaftseinbruch erstmals
deutliche Auswirkungen. Ende August, im Zeitpunkt des saisonalen Höchststandes der
Beschäftigung arbeiteten noch 93 118 Saisonniers und 169 942 Grenzgänger in der
Schweiz, was gegenüber dem Vorjahr einen Rückgang von 19,7% bzw. 7,0% bedeutet.
1991 hatten die Grenzgänger noch um 1,1% zugenommen, während bei den Saisonniers
bereits eine Abnahme um 4,7 verzeichnet worden war. 59

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1992
MARIANNE BENTELI

Der Bestand der ständigen ausländischen Wohnbevölkerung - internationale
Funktionäre, Saisonniers, Kurzaufenthalter, Asylbewerber und vorläufig Aufgenommene
nicht mitgerechnet - betrug Ende Jahr 1 300 089 Personen, 39 806 oder 3,2% mehr als
vor Jahresfrist. Damit schwächte sich die Zunahme bereits im dritten
aufeinanderfolgenden Jahr leicht ab. Der Anteil an der gesamten Wohnbevölkerung der
Schweiz erhöhte sich von 18,1 auf 18,6%. 941 626 Personen besassen eine
Niederlassungs- und 358 463 eine Jahresbewilligung. 64% stammten aus EU- und Efta-
Staaten, weitere 21% aus Ex-Jugoslawien. Ende August, im Zeitpunkt des saisonalen
Höchststandes der Beschäftigung, befanden sich nur noch 61 102 Saisonniers in der
Schweiz, was gegenüber dem Vorjahr einem Rückgang um 14,9% entspricht. 1990 hatten
zum gleichen Zeitpunkt noch rund 122 000 Saisonniers in der Schweiz gearbeitet. 60

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.01.1995
MARIANNE BENTELI

Die Zahl der permanent in der Schweiz lebenden Ausländer - internationale
Funktionäre, Saisonniers, Kurzaufenthalter, Asylbewerber und vorläufig Aufgenommene
nicht mitgerechnet - betrug Ende Jahr 1 330 574 Personen. Der Ausländeranteil an der
ständigen Wohnbevölkerung stieg damit von 18,6 auf 18,9%. Mit 2,3% (30 485 Personen)
fiel der Zuwachs der ausländischen Bevölkerung noch einmal geringer aus als im
Vorjahr (3,2%). 1990 war noch eine Zunahme um 5,8% registriert worden. Von den rund
1,3 Mio Ausländerinnen und Ausländern stammten etwas mehr als 62% aus EU- und
EFTA-Ländern. Über 22% sind aus dem ehemaligen Jugoslawien eingewandert, 8% aus
der Türkei. Rund 957 000 Ausländer hatten Ende Dezember den Status von
Niedergelassenen, 1,6% mehr als ein Jahr zuvor. Die Zahl der Jahresaufenthalter stieg
um 4,2% auf gegen 374 000. Am Jahresende wurden (inklusive Saisonniers und
Grenzgänger) 895 734 erwerbstätige Ausländerinnen und Ausländer gezählt, 15 898 bzw.
1,7% weniger als im Vorjahr. Ende August, im Zeitpunkt des saisonalen Höchststandes
der Beschäftigung, befanden sich lediglich noch 53 707 Saisonniers in der Schweiz,
12,1% weniger als ein Jahr zuvor; 1990 hatte ihre Zahl noch gut 122 000 betragen. Mit
rund 150 000 Personen blieb die Zahl der Grenzgänger - wie schon in den Vorjahren -
relativ konstant. 61

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.02.1996
MARIANNE BENTELI

Das Statistische Amt des Kantons Tessin präsentierte eine breit angelegte Studie über
die Situation der Grenzgänger aus dem nahen Italien. Sie behandelt nicht nur
wirtschaftliche Aspekte, sondern widmet sich auch ausführlicher als andere bisher
erschienene Publikationen den soziologischen Begleiterscheinungen der täglichen
Migration. Von 1990 bis 1996 schrumpfte die Zahl der "frontalieri" von 40 692 auf
30 829 Personen. Die Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes bezeichneten denn auch
viele Grenzgänger als ihre grösste Sorge. Diese wird dadurch verstärkt, dass die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus Italien in zwei sozialstaatlichen Systemen
leben. Sie entrichten die regulären Beiträge an die schweizerische
Arbeitslosenversicherung, erhalten bei Arbeitslosigkeit aber nur gerade 30 000 Lire
(rund 30 Fr.) pro Tag vom italienischen Staat, obgleich die Schweiz sämtliche von den
Grenzgängern in die Arbeitslosenversicherung einbezahlten Gelder nach Rom
überweist. Entgegen landläufigen Einschätzungen erklärte eine Mehrheit der
"frontalieri", sich in der Schweiz wohlgelitten und integriert zu fühlen. Gemäss dem
Autor der Studie steigt die gesellschaftliche Eingliederung proportional zum Grad der
beruflichen Qualifikation. Einen diesbezüglich hohen Grad hätten Pendler vorab im
Tessiner Gesundheitswesen erreicht, wo sich bereits jetzt die Arbeitssituation der
Zukunft in einem Europa der Regionen abbilde. Hier seien Grenzgänger und
Grenzgängerinnen nicht mehr nur billige Arbeitskräfte, sondern eine echte Konkurrenz
für einheimisches Personal. 62

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.12.1996
MARIANNE BENTELI
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Seit 1980 ist die Zahl der ausländischen Kinder und Jugendlichen in der Schweiz
kontinuierlich gestiegen. Vermehrt finden sie sich jedoch am Ende ihrer Schulzeit in
Schultypen wieder, die ihnen den Zugang zu einer anspruchsvollen Ausbildung
erschweren. Gemäss einem Bericht des Bundesamtes für Statistik (BFS) mussten sich
1995/96 52% aller ausländischen Jugendlichen auf der Sekundarstufe I mit einer Schule
mit Grundansprüchen begnügen (1980/81: 45%). Schweizer Kinder hingegen besuchten
im gleichen Zeitraum anteilmässig immer weniger die Realschule (1980/81: 35%;
1995/96: 27%). Die Daten des BFS zeigten, dass Schülerinnen und Schüler aus neuen
Einwanderungsnationen (ex-Jugoslawien, Portugal und Türkei) im Bildungswesen
eindeutig schlechter abschneiden, als die Kinder der deutlich früher eingewanderten
Italiener und Spanier. 63

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1997
MARIANNE BENTELI

Zum zweiten Mal seit 1994 beschäftigte sich die Univox-Umfrage mit ausgewählten
Aspekten des Verhältnisses zwischen schweizerischer und ausländischer Bevölkerung.
Die Präsenz von ausländischen Personen aus den traditionellen Rekrutierungsländern
für Fremdarbeiter (Italien, Spanien, Portugal) war 1997 ebenso unbestritten wie die
Anwesenheit von Personen aus den Nachbarländern Frankreich, Deutschland und
Österreich. Hingegen wurde die Präsenz von Menschen aus der Türkei und aus Ex-
Jugoslawien mehrheitlich negativ wahrgenommen: Ausländerinnen und Ausländer aus
der Türkei wurden von 28% der Befragten als "in der Schweiz eigentlich fehl am Platz"
wahrgenommen, solche aus Serbien und Bosnien sogar von 40%. Der EU-Raum wird
somit kulturell homogen positiv wahrgenommen und zugleich stark gegen den Rest der
Welt abgegrenzt, besonders stark gegen die Arbeits- und Asyl-Immigration aus dem
Balkan. 64

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1997
MARIANNE BENTELI

Das Bundesamt für Statistik (BFS) relativierte die gängig zitierten Zahlen über den
hohen Ausländeranteil der Schweiz in einer Broschüre, die von jetzt an jährlich
erscheinen soll. Insbesondere wies das BFS darauf hin, dass der Anteil der instabilen
ausländischen Bevölkerung (ausgenommen Niedergelassene und ausländische
Funktionäre) 1997 lediglich 6,6% der ständigen Wohnbevölkerung betrug. 23,2% der
Ausländerinnen und Ausländer waren in der Schweiz geboren, weitere 27,6% lebten seit
mehr als 15 Jahren hier. Die anhaltende Immigration von Arbeitskräften aus Südeuropa
gehört insofern der Vergangenheit an, als in diesem Bereich die Rückwanderung
dominiert. Einwanderungsüberschüsse gibt es nur noch aus den fünf Nachfolgestaaten
Jugoslawiens (4000 Personen), in geringem Mass aus Deutschland und Frankreich sowie
aus aussereuropäischen Ländern (rund 8000 Personen.

Die Zahl der ständigen ausländischen Wohnbevölkerung – internationale Funktionäre,
Kurzaufenthalter, Saisonniers und Flüchtlinge nicht mitgerechnet – nahm im
Berichtsjahr wieder etwas stärker zu, nämlich um 0,5% (Vorjahr 0,2%). Mit 19% der
Gesamtbevölkerung blieb der Ausländeranteil weiter stabil. Nach wie vor war die
Zunahme dem Einwanderungs- und Geburtenüberschuss zuzuschreiben. Den grössten
Bestandeszuwachs verzeichneten Angehörige aus Staaten des ehemaligen Jugoslawiens
mit 7620 Personen (+2,4%). Von den 1 347 911 am Jahresende anwesenden
Ausländerinnen und Ausländern hatten 74% eine Niederlassungs- und 26% eine
Jahresbewilligung. 59,6% stammten aus dem EU- oder EFTA-Raum.

Von einer kulturellen Durchmischung sprach das BFS mit Blick auf die Anteile von Ehen
zwischen Schweizern und Ausländerinnen (18,6%) und zwischen Schweizerinnen und
Ausländern (9,2%). Mit 1,4% Einbürgerungen (19 200 Personen 1997) besteht immer
noch ein Integrationsrückstand verglichen mit anderen Einwanderungsländern.
Schätzungsweise 585 000 Ausländerinnen und Ausländer würden die Voraussetzungen
zum Erwerb des Schweizer Bürgerrechts erfüllen, werden aber durch das
heimatstaatliche Verbot des Doppelbürgerrechts, das Verfahren in der Schweiz oder
andere Faktoren davon abgehalten. Auffallend sind die demographischen und die
wirtschaftlich-sozialen Unterschiede zwischen der zunehmend heterogenen
ausländischen und der einheimischen Bevölkerung. Die Zugewanderten machen
(überproportional) 25% der Erwerbstätigen aus und weisen eine dreimal so hohe
Arbeitslosenquote auf wie die Schweizer. Die ”Jugendlichkeit” der Ausländer zeigt sich
daran, dass auf 100 Personen im Erwerbsalter sieben im Rentenalter (bei den
Schweizern 29) entfallen. Die Geburtenhäufigkeit ist bei Ausländerinnen grösser als bei
Schweizerinnen (1,85 statt 1,29 Kinder pro Frau). 65
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Ende Dezember wurden 691 149 erwerbstätige Niedergelassene und
Jahresaufenthalter, 8732 Saisonniers und 142 460 Grenzgänger gezählt. Zusammen
umfassten diese vier Kategorien 842 341 Personen, 5106 (-0,6%) weniger als vor
Jahresfrist. Die Saisonarbeiter verzeichneten einen Rückgang von 30,1%, gefolgt von
den erwerbstätigen Jahresaufenthaltern und Niedergelassenen (-0,2%) sowie den
Grenzgängern (-0,2%). Nach Wirtschaftsklassen betrachtet beschäftigten Ende
Dezember die Gruppe Handel, Banken Versicherungen (22,1%), die Metall- und
Maschinenindustrie (16,5%), das Baugewerbe (10,4%) und das Gesundheitswesen (7,9%)
am meisten Ausländerinnen und Ausländer. Ein Vergleich mit dem Vorjahr zeigte, dass
in der Gruppe Handel, Banken, Versicherungen (+3,2%) und in Unterricht, Wissenschaft
(+4,6%) ein merklicher Zuwachs stattfand. Erhebliche Abnahmen dagegen wiesen das
Baugewerbe (-5,3%), die Metall- und Maschinenindustrie (-1,7%) und das Gastgewerbe
(-2,4%) auf. 66

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1998
MARIANNE BENTELI

Gemäss einer Statistik des BFS unterscheiden sich die ausländischen Erwerbstätigen
deutlich von der einheimischen Bevölkerung. 60% der ausländischen Arbeitskräfte sind
jünger als 40 Jahre (gegenüber 49% bei den Schweizern), während der Frauenanteil
lediglich bei 37% (44% der Schweizerinnen) liegt. Vollzeitstellen sind dabei der
Normalfall. Eine Erklärung bietet das insgesamt tiefere Lohnniveau: Ausländerinnen
und Ausländer (ohne Asylbewerber, Grenzgänger, Saisonniers und Kurzaufenthalter)
verdienen im Monat durchschnittlich 14% weniger als ihre Schweizer Kollegen, so dass
sich viele eine Teilzeitarbeit gar nicht leisten können. Noch grösser sind allerdings die
Unterschiede innerhalb der Ausländerbevölkerung selber. Nord- und Westeuropäer,
die in der Schweiz arbeiten, verdienen rund 9% mehr als Schweizer, 27% mehr als
Beschäftigte aus Südeuropa und 50% mehr als Personen aus nicht EU- oder EFTA-
Ländern. Der Grund für ihre höheren Gehälter sind eine bessere Ausbildung und in der
Folge eine bedeutendere Position auf der beruflichen Karriereleiter. 67

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.01.2000
MARIANNE BENTELI

Die Zahl der ständigen ausländischen Wohnbevölkerung – internationale Funktionäre,
Kurzaufenthalter, Saisonniers und Flüchtlinge nicht mitgerechnet – nahm im
Berichtsjahr um 0,2 Prozentpunkte zu. Mit 19,2% der Gesamtbevölkerung blieb der
Ausländeranteil weiter stabil. Rund 30% der Zunahme gingen auf den Familiennachzug
zurück, gut 20% kamen als neue Arbeitskräfte in die Schweiz. Mit 13 211 Personen war
der Zuwachs bei den Bosniern am grössten. Dabei handelt es sich in den meisten Fällen
aber nicht um echte Neueinwanderer, sondern um ehemals als Saisonniers eingereiste
oder als Kriegsvertriebene aufgenommene Personen, die noch nicht in ihr Land
zurückkehren können und nun eine reguläre Aufenthaltsbewilligung erhielten. Die
stärkste Abnahme wurde (namentlich infolge von 5510 Einbürgerungen) mit 6913
Personen bei Staatsangehörigen Italiens verzeichnet; mit 29% der ausländischen
Wohnbevölkerung bilden sie aber nach wie vor die grösste Ausländergruppe. Von den
1 368 670 am Jahresende anwesenden Personen besassen 75% eine Niederlassungs-
und 25% eine Jahresbewilligung. Rund 700 000 Ausländerinnen und Ausländer waren
erwerbstätig, 1,4% mehr als im Vorjahr. Dazu kamen 10 054 Saisonniers und 144 780
Grenzgänger. Insgesamt gingen 856 002 Ausländerinnen und Ausländer in der Schweiz
einer Arbeit nach, 1,6% mehr als 1998. 68

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.02.2000
MARIANNE BENTELI

Der Ausländeranteil stieg im Berichtsjahr von 19,2 auf 19,3%. Die ständige ausländische
Bevölkerung (ohne Asylbewerber, internationale Funktionäre, Saisonniers und
Kurzaufenthalter) belief sich Ende Dezember auf 1'384'383 Personen. 75% hatten eine
Niederlassungs-, 25% eine Jahresbewilligung. Den grössten Zuwachs verzeichneten die
Deutschen (+5,9%), die stärkste Abnahme die Spanier (-3,9%) und Italiener (-2,5%), was
neben der Rückwanderung vor allem auf die sprunghaft gestiegene Zahl von
Einbürgerungen (30'452) zurückzuführen ist. Die Zunahme der ausländischen
Wohnbevölkerung kam fast ausschliesslich durch Personen von ausserhalb der EU
(Balkan und Sri Lanka) zustande. Den höchsten Ausländeranteil hatte Genf mit 34,6%,
den tiefsten Uri mit 8%. Ende Jahr waren insgesamt 885'789 Ausländerinnen und
Ausländer im Arbeitsprozess integriert, 3,5% mehr als im Vorjahr. Die erwerbstätigen
Jahresaufenthalter und Niedergelassenen verzeichneten gegenüber Ende 1999 einen
leichten Anstieg von 2,3%, die Grenzgänger nahmen um 7,7% und die Saisonniers um
25,1% zu. Diese Zahlen widerspiegeln den anhaltenden Konjunkturaufschwung. Weitaus
am meisten Arbeitsplätze wurden im Sektor Handel/Banken/Versicherungen neu mit
Ausländerinnen und Ausländern besetzt. Es folgten die Metall- und Maschinenindustrie
und das Gesundheitswesen. 69
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Der Ausländeranteil stieg im Berichtsjahr von 19,3 auf 19,7%; die ständige ausländische
Wohnbevölkerung belief sich Ende Jahr auf 1'419'095 Personen, Asylsuchende,
Kurzaufenthalter, Saisonniers und internationale Funktionäre nicht mitgerechnet. 75%
hatten eine Niederlassungs- und 25% eine Jahresbewilligung. Die grösste
Ausländerkolonie stellte mit 22,1% nach wie vor Italien; zählt man allerdings die
Staatsangehörigen aller Länder des ehemaligen Jugoslawien zusammen, kommt man auf
eine Quote von 24,3%. Die bedeutendste prozentuale Zunahme verzeichneten die
Deutschen, gefolgt von den Tamilen und den Bürgerinnen und Bürgern der
Bundesrepublik Jugoslawien, während der Anteil der Italiener und Spanier weiterhin
rückläufig war. Erstmals seit 1996 nahm die Zahl der Personen aus EU- und EFTA-
Ländern wieder zu. Wie bereits im Vorjahr wurden rund 30'000 Personen eingebürgert.
Ende Jahr standen 921'559 Ausländerinnen und Ausländer im Erwerbsleben, 35'770
mehr als ein Jahr zuvor (+4%). Ende August, im Zeitpunkt des saisonalen Höchststandes
der Beschäftigung hatten 936'437 Personen aus dem Ausland eine Arbeitsstelle in der
Schweiz (+4,5%). Besonders hohe Zuwachsraten verzeichneten dabei die Saisonniers
(+15,5%) sowie die Grenzgänger (+9,2%). 70

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.03.2001
MARIANNE BENTELI

Aufgrund ihrer wirtschaftlichen Bedürfnisse und weltpolitischer Ereignisse ist die
Schweiz gleich wie andere westeuropäische Staaten längstens ein Einwanderungsland
geworden. Wie die neuesten Zahlen des BFS belegten, ist der grösste Teil des
Bevölkerungswachstums der Schweiz in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts auf
Immigranten resp. deren Nachkommen zurückzuführen. Rund 1,9 Mio Menschen – ein
Viertel der heutigen Gesamtbevölkerung – sind seit 1945 als Erwerbstätige, über den
Familiennachzug oder als Asylsuchende in die Schweiz eingewandert resp. wurden hier
als Kinder der 2. und 3. Generation geboren. 23,7% der Einwohner mit ausländischem
Pass leben seit ihrer Geburt in der Schweiz, 36,1% der im Ausland Geborenen haben
seit mindestens 15 Jahren ihren Wohnsitz hier, 16,5% seit mehr als 30 Jahren. 55,5%
stammen aus einem EU- oder EFTA-Staat. 71

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.12.2001
MARIANNE BENTELI

Der Ausländeranteil stieg im Berichtsjahr von 19,7 auf 19,9%; die ständige ausländische
Wohnbevölkerung belief sich Ende Jahr auf 1'444'312 Personen, Asylsuchende,
Kurzaufenthalter und internationale Funktionäre nicht mitgerechnet. 74,8% hatten eine
Niederlassungs- und 24,6% eine Jahresbewilligung. 56,4% stammten aus Staaten der
EU oder der EFTA. Trotz sinkender Anzahl (-5'721 Personen, durch Rückwanderung oder
Einbürgerung) stellen die Italienerinnen und Italiener weiterhin die grösste ausländische
Bevölkerungsgruppe (21,3%), gefolgt von den Angehörigen des ehemaligen Jugoslawien
(13,7%), den Portugiesen (9,7%) und den Deutschen (8,6%). Am stärksten nahm die
Zuwanderung aus Deutschland (+8'384 Personen) und aus Portugal (+5'568) zu. 38'833
Personen wurden eingebürgert, 29% mehr als im Vorjahr. Ende Juni 2002 standen 1,058
Mio Ausländerinnen und Ausländer im Erwerbsleben; das waren 0,2% weniger als ein
Jahr zuvor.
. 72

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.02.2002
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen des Nationalen Forschungsprogramms (NFP) 39 waren von 1995 bis 2002 in
28 Projekten die Einwanderung in die Schweiz, die Ausländerpolitik und die
Integrationsprobleme untersucht worden. Die Experten präsentierten nun ihren
Schlussbericht. Fazit der Studie war, dass bei der Ausländerpolitik seit den 40er-
Jahren des letzten Jahrhunderts im Lauf der Zeit eine diametrale Wende stattgefunden
hat. Anfänglich sei die Anwerbung liberal, die Integrationspolitik hingegen konservativ
gewesen; heute sei die Zulassung restriktiv, die Eingliederung einschliesslich
Einbürgerung dagegen eine zentrale Grösse. Sie empfahlen der Politik, weiterhin auf
eine kontrollierte Zuwanderung mit starker Integrationskomponente zu setzen; zur
Entlastung der Asylpolitik sei jedoch auch die Möglichkeit zur allenfalls temporären
legalen Einwanderung nötig. 73
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Im Berichtsjahr wanderten erstmals seit 1990 wieder mehr Personen aus EU- und EFTA-
Staaten als aus Drittländern in die Schweiz ein. Der Bestand der ausländischen
Wohnbevölkerung stieg um 23'721 auf 1'471'033 Mio Personen, resp. auf 20,1% der
gesamten Einwohnerzahl (2002: 19,9%), Asylsuchende, Kurzaufenthalter und
internationale Funktionäre nicht mitgezählt. Fast ein Viertel der ansässigen
Ausländerinnen und Ausländer wurden in der Schweiz geboren. 46'320 ausländische
Staatsangehörige verliessen das Land.
Von den zugewanderten Personen stammten 50'103 aus Ländern der EU und der EFTA
und 49'946 aus Nicht-EU-Staaten. Diese Gewichtsverschiebung ist einerseits auf das
seit dem 1. Juni 2002 gültige Freizügigkeitsabkommen zurückzuführen, andererseits
aber auch eine Folge des abgeschwächten Zustroms aus dem ehemaligen Jugoslawien.
Am stärksten nahm die Zahl der Staatsangehörigen aus Portugal (+8'754) und
Deutschland (+8'603) zu. Während aus Deutschland überdurchschnittlich viele
Personen einwanderten, die in der Schweiz qualifizierte Berufe ausüben (vor allem im
Management und im Gesundheitswesen), waren es aus Portugal eher Hilfskräfte, die in
der Baubranche und im Gastgewerbe arbeiten. Abgenommen hat die Zahl der
Staatsangehörigen aus Italien (-4'485), Spanien (-2'124) und der Türkei (-1'175). 74

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.02.2004
MARIANNE BENTELI

Im Jahr 2004 ist die Zahl der dauerhaft in der Schweiz lebenden Ausländer
(Asylsuchende, Kurzaufenthalter und internationale Funktionäre nicht mitgerechnet)
nochmals um 1,6% auf total knapp 1,5 Millionen Personen angestiegen, was 20,2% der
Gesamtbevölkerung entspricht (Vorjahr 20,1%). Rund 40% der Zunahme betrafen den
Familiennachzug. Dieser Zuwachs ist zum grössten Teil auf eine Zuwanderung aus EU-
Ländern zurückzuführen und eine Auswirkung der bilateralen Abkommen über den
freien Personenverkehr mit der EU. Wahrend der Zuwachs bei den EU-
Staatsangehörigen 2,4% betrug, belief er sich bei den anderen Nationalitäten lediglich
auf 0,6%. Am stärksten zugenommen hat dabei erneut die Zahl der Deutschen und der
Portugiesen; die Bevölkerungszahl von Staatsangehörigen aus Italien, Spanien, der
Türkei und den Ländern des ehemaligen Jugoslawiens war rückläufig, was dem Trend
der letzten drei Jahre entspricht. Leicht zurück auf 36'957 (-0,3%) ging auch die Zahl
der Einbürgerungen. 75

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 08.03.2004
MARIANNE BENTELI

Im Jahr 2005 ist die Zahl der dauerhaft in der Schweiz lebenden Ausländer
(Asylsuchende, Kurzaufenthalter und internationale Funktionäre nicht mitgerechnet)
um 1,1% auf total etwas mehr als 1,5 Millionen Personen angestiegen, was 20,3% der
Gesamtbevölkerung entspricht (Vorjahr: 20,2%). Rund 40% der Zunahme betraf den
Familiennachzug. Der Zuwachs ist zum grössten Teil auf die Zuwanderung aus EU-
Ländern zurückzuführen und ist eine Folge der bilateralen Abkommen über den freien
Personenverkehr mit der EU. Während die Zahl der EU-Staatsangehörigen um 2,1%
zunahm, ging jene der Ausländer aus Ländern ausserhalb der auf 25 Staaten erweiterten
EU sowie der EFTA um 0,2% zurück. Am stärksten gewachsen ist erneut die Zahl der
Deutschen und der Portugiesen; die Bevölkerungszahl von Staatsangehörigen aus
Italien, Serbien-Montenegro, Spanien, Bosnien-Herzegowina und Kroatien war
rückläufig, was dem Trend der letzten drei Jahre entspricht. Gestiegen ist die Zahl der
Einbürgerungen (um 2'796 auf 39'753). 76

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 02.03.2005
MAGDALENA BERNATH

Die ausländische Bevölkerung in der Schweiz nahm 2006 um 0,8% auf gut 1,5 Mio
Menschen zu. Der Zuwachs ist grösstenteils auf die Zuwanderung aus der EU
zurückzuführen. Einmal mehr beeinflusste laut Bundesamt für Migration (BFM) das
bilaterale Abkommen mit der EU über den freien Personenverkehr die
Zusammensetzung der ausländischen Bevölkerung in der Schweiz. Aus den 15 alten EU-
und den EFTA-Staaten kamen mit 18'070 Menschen 2,1% mehr in die Schweiz als 2005,
während die Zuwanderung aus Ländern ausserhalb der EU abnahm. Ende 2006 lebten
1'523'586 Ausländerinnen und Ausländer dauerhaft in der Schweiz, was 20,4% der
Bevölkerung ausmachte. Am meisten Menschen kamen wie bereits in den Vorjahren aus
Deutschland (15'000) und Portugal (6'208). An dritter Stell standen die Zuwanderer aus
Frankreich (2'548). Geringer war die Immigration aus Serbien, Italien, Spanien, Bosnien-
Herzegowina und Sri Lanka. Das entspricht laut BFM dem Trend der letzten fünf Jahre.
Als häufigster Einwanderungsgrund wurde die Erwerbstätigkeit genannt (37,4%), gefolgt
vom Familiennachzug (36,6%) und der Aus- und Weiterbildung (13,3%). Den grössten
ausländischen Bevölkerungsanteil stellten weiterhin die italienischen Staatsbürger mit
291'684 Personen, gefolgt von Serbien mit 190'794, Portugal mit 173'477 und
Deutschland mit 172'580. Insgesamt wurden im vergangenen Jahr 47'607 Menschen

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.02.2007
MARIANNE BENTELI
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eingebürgert, 7'854 mehr als 2005. 77

Der Sonderberichterstatter der UNO zur Bekämpfung des Rassismus hatte die
Verhältnisse in der Schweiz im Januar 2006 einer Evaluation unterzogen. In seinem
2007 publizierten Bericht kritisierte er, Gesetzgebung und Politik würden Fragen der
Einwanderung und des Asyls einseitig unter dem Sicherheitsaspekt behandeln.
Insbesondere sei das „Leitmotiv des ausländischen Kriminellen“ bei zahlreichen
Abstimmungen immer wieder aufgenommen, in politischen Reden betont und von
manchen Medien verstärkt worden. Dadurch werde es in der kollektiven Gesinnung je
länger je mehr bestimmend. 78

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.03.2007
MARIANNE BENTELI

Ein Bericht des Seco versuchte, die weit verbreitete Furcht zu zerstreuen, wonach es
auf dem Arbeitsmarkt wegen dem bilateralen Abkommen zu einer Verdrängung der
inländischen Erwerbsbevölkerung durch eine verstärkte Zuwanderung kommt. Die
Nettozuwanderung liegt demnach seit 2002 etwa in der Höhe der beiden Jahre vor der
Arbeitsmarktöffnung. Es kamen zwar deutlich mehr Arbeitskräfte aus den neuen EU-
Staaten, doch wanderten im Gegenzug bedeutend weniger Personen von ausserhalb der
EU/EFTA zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ein. Die Ausländer verdrängten also nicht
die Schweizer, sondern andere einwanderungswillige Ausländer. Entschärfend dürfte
aber auch der Konjunkturaufschwung ab 2004 gewirkt haben. 79

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.06.2007
MARIANNE BENTELI

Knapp 1,6 Mio Ausländer lebten Ende 2007 in der Schweiz. Die Zahl stieg, verglichen
mit dem Vorjahr, um 3,1%. Rund 60% der hier lebenden Ausländerinnen und Ausländer
stammen aus den EU- und EFTA-Staaten. Laut dem Bundesamt für Migration (BFM)
reisten deutlich mehr Menschen aus den neuen EU-Ländern dauerhaft in der Schweiz
ein. Aus diesen osteuropäischen Staaten stammten knapp 24'000 Menschen (+1,4%).
Am Jahresende waren 69,5% Niedergelassene registriert, 28,7% hatten eine
unbefristete Aufenthaltsbewilligung und 1,9% waren Kurzaufenthalter mit einer
Bewilligung von weniger als 12 Monaten. Nach Ländern ausgeschieden legten die
Deutschen am meisten zu. Ihre Anzahl stieg um fast 30'000 an und sie stellten mit
knapp 202'000 Personen die zweitstärkste Ausländergemeinde nach den Italienern
(rund 290'000). Bei den Einbürgerungen, die mit 45'042 gegenüber 2006 leicht
rückläufig waren, stand Serbien (inkl. Kosovo) wie im Vorjahr an der Spitze. 80

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.02.2008
MARIANNE BENTELI

Ende 2008 lebten 1,67 Mio Ausländerinnen und Ausländer in der Schweiz und damit
4,3% mehr als ein Jahr zuvor. Bei der Zusammensetzung der ausländischen
Wohnbevölkerung wirkte sich das Personenfreizügigkeitsabkommen mit der EU aus. So
nahm die ausländische Wohnbevölkerung aus dem EU/EFTA-Raum mit +6,8% deutlich
stärker zu als jene aus Drittstaaten und stieg auf 1'026'495. Innerhalb der EU-Länder
war die Zuwachsrate bei den zehn neuen vorwiegend osteuropäischen Mitgliedstaaten
mit +16,7% (knapp 4'000 Personen) am höchsten. Bei den Staatsangehörigen, die nicht
aus dem EU/EFTA-Raum stammen, blieb die Zahl mit +0,4% fast auf Vorjahresniveau;
wobei zu berücksichtigen ist, dass aus diesen Staaten besonders viele Personen
eingebürgert worden sind, welche damit aus der Ausländerstatistik verschwinden. Diese
Entwicklung entspricht der Zuwanderungspolitik des Bundesrats und dem
Zulassungssystem im neuen Ausländergesetz, wonach aus Nicht-EU-Staaten nur noch
besonders qualifizierte Erwerbstätige rekrutiert werden können. Mit 44,6% war die
nicht kontingentierte Erwerbstätigkeit der häufigste Einwanderungsgrund vor dem
Familiennachzug mit 31,1%. In absoluten Werten nahm 2008 die Zahl der Deutschen
erneut am stärksten zu; dahinter folgten Portugal, Frankreich, Grossbritannien und
Polen, welches mit 1'608 Einwanderern das Gros aus den neuen EU-Mitgliedsstaaten
stellte. Rückläufig war demgegenüber der Stand der Bevölkerung aus denjenigen
Staaten, aus denen die meisten Eingebürgerten stammen: Serbien (-7'400) und in
deutlich geringerem Ausmass auch Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Sri Lanka und
Türkei. Den höchsten Anteil an der Bevölkerung haben die Ausländer im Kanton Genf
(35,1%), den niedrigsten im Kanton Uri (9,1%). Mit 45'287 Personen lag die Zahl der
Einbürgerungen knapp über jener des Vorjahres, wobei die Serben erneut den grössten
Anteil ausmachten. 81

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.05.2008
MARIANNE BENTELI
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Die ausländische Wohnbevölkerung hat 2009 um 41'248 Personen auf 1,68 Mio
zugenommen. Der Anstieg um 2,5% (2008: 4,3%) ist fast ausschliesslich auf Bürger von
EU- und Efta-Staaten zurückzuführen, die zusammen 63,5% der in der Schweiz
lebenden Ausländer ausmachen. Die Zahl der unter das Freizügigkeitsabkommen
fallenden Europäer stieg um 3,9% (2008: 6,8%). Unter den Nationalitäten dominieren
weiterhin die Italiener (289'000, -900), die Deutschen (250'000, +17'100) und die
Portugiesen (205'000, +9'100). 82

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.02.2010
ANDREA MOSIMANN

Die Vox-Analyse der Abstimmung zeigte, dass der Erfolg der Ausschaffungsinitiative
einerseits darauf zurückzuführen ist, dass die SVP-Anhänger konsequent für das
Anliegen stimmten; 98% von ihnen legten ein Ja in die Urne. Anderseits fand das
Begehren aber auch in bürgerlichen Kreisen Unterstützung. 51% der FDP- und 37% der
CVP-Wähler nahmen die Vorlage an. Von den Sympathisantinnen und Sympathisanten
der SP stimmten hingegen 88% gegen die Initiative. Beim Gegenvorschlag legten rund
zwei Drittel der Wähler von FDP und CVP ein Ja in die Urne. Bei der SP-Anhängerschaft
sprach sich rund die Hälfte für den Gegenvorschlag aus. Konsequent abgelehnt wurde
dieser von den Sympathisantinnen und Sympathisanten der SVP (94% Nein-Stimmen).
Ein entscheidender Grund für die Zustimmung zur Initiative war für viele das
Sicherheitsbedürfnis. Im Ja-Lager überwog die Ansicht, die Kriminalität in der Schweiz
sei im Wesentlichen ein Ausländerproblem, und damit verbunden war der Wunsch nach
einer konsequenteren Ausschaffung straffälliger Ausländer. Das wurde stärker
gewichtet als die Zweifel; 52% der Ja-Stimmenden waren nämlich der Meinung, die
Initiative lasse sich so gar nicht umsetzen. 83

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.11.2010
ANDREA MOSIMANN

Ende 2010 lebten insgesamt 1,72 Mio Ausländer in der Schweiz – das sind 2,4% mehr als
im Vorjahr. Der grösste Teil stammt aus EU- und EFTA-Staaten. Allerdings war die
Zunahme der EU-EFTA-Staatsangehörigen mit 3,3% geringer als in den Vorjahren (2009:
3,9%; 2008: 6,8%). 84

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.02.2011
ANDREA MOSIMANN

Per Ende 2011 betrug die Zahl der in der Schweiz wohnhaften Ausländer rund 1.82 Mio.,
was einem Anteil von 22.8 Prozent der Gesamtbevölkerung entsprach. Gegenüber dem
Vorjahr wuchs die Anzahl ausländischer Staatsangehöriger um 48'500. Wie bereits in
den Vorjahren stammte mit über 1.1 Mio. der grösste Teil der Ausländer aus dem
EU/EFTA-Raum und fiel damit unter das Personenfreizügigkeitsabkommen. Bezüglich
der Herkunft der Zuwanderer stellten deutsche, portugiesische und kosovarische
Staatsangehörige die grössten Anteile, die Einwanderung aus den Balkanstaaten
Serbien, Bosnien-Herzegowina und Kroatien ist hingegen stark zurückgegangen. 85

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2011
ANITA KÄPPELI

Une étude de l’OCDE parue en février a analysé l’intégration des immigrés sur le
marché du travail suisse. L’OCDE a salué la bonne intégration des migrants en Suisse.
Selon l’étude, cette réussite est due à la fois à la bonne situation du marché du travail
en Suisse, et aussi à l’origine des migrants qui sont principalement des personnes à
hauts revenus et originaires des pays de l’OCDE. Dans les manquements, l’analyse a
relevé une mauvaise intégration des femmes avec de jeunes enfants et des migrants
humanitaires. De plus, les enfants d’immigrés font souvent face d’abord à des
difficultés scolaires dues à une scolarisation relativement tardive, puis ensuite à
d’importantes discriminations à l’embauche. L’étude de l’OCDE confirme ainsi la
volonté du gouvernement, exprimée en 2011, de renforcer les dispositions pour
l’intégration. 86

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.02.2012
EMILIA PASQUIER

A la fin de l’année 2012, 1'869'000 personnes de nationalité étrangère résidaient en
Suisse, soit 23.3% de la population. La population étrangère a ainsi augmenté de
53'000 personnes (+3%). Cette augmentation est semblable à celle des deux années
précédentes. Comme en 2011, la majorité des ressortissants étrangers provient des
Etats de l'UE-27/AELE. Plus précisément, les ressortissants sont originaires d'Italie
(294'359), d'Allemagne (285'379), du Portugal (238'432), de France (103'929) et de
Serbie (94'851). Les plus fortes augmentations d’immigration se comptent parmi les
Portugais (+ 14'261), les Allemands (+ 8'551) et les Kosovars (+ 7'319). A l’inverse, le
nombre de ressortissants de Serbie (– 8'106), de Croatie (– 995), du Sri Lanka (– 645) a
reculé. En 2012, Leysin est la commune avec la plus grande proportion d’étrangers

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2012
EMILIA PASQUIER
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(60.7%). Concernant les frontaliers travaillant en Suisse, leur nombre a augmenté de 4%
(+ 12'000 personnes) au cours de l’année sous revue. Une augmentation moins
importante que les 8.5% de l’année 2011. 87

A la fin de l’année 2013, 1'886'630 personnes de nationalité étrangère résidaient en
Suisse, soit 61'570 (+3,4%) de plus qu’à la fin de l’année 2012. La majorité des
ressortissants (66%) sont originaires des pays de l’UE-27/AELE. Les trois communautés
les plus représentées sont les mêmes qu’en 2012, soit les Italiens (301'254), les
Allemands (293'156) et les Portugais (253'769). En 2013, l’immigration la plus importante
vient du Kosovo (+15'703), puis du Portugal (+15'337) et de l’Allemagne (+17'777).
L’immigration kosovare doit cependant être relativisée, puisque de nombreuses
personnes résidaient déjà en Suisse en tant que serbes, mais se sont enregistrées en
tant que ressortissants du Kosovo depuis la déclaration d’indépendance de 2008. A
l’inverse, le nombre de ressortissant serbes (-15'506; à relativiser pour la raison
susmentionnée), croates ( - 1'037) et de Bosnie-Herzégovine (-683) a reculé. 88

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
EMILIA PASQUIER

Asylpolitik

Die Asylfrage ist zum grössten Problem der Schweizer geworden und hat die im Vorjahr
zuerst genannten Themen Drogen und Umwelt auf die Plätze zwei und drei
zurückgedrängt. Dies ging aus einer repräsentativen Umfrage hervor. Für die Tessiner
war die Asylfrage weniger oft die zentrale Sorge (49%) als für die Romands (63%) und
die Deutschschweizer (67%) . 89

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1991
MARIANNE BENTELI

Familienpolitik

Im Rahmen einer Univox-Erhebung sprach sich knapp die Hälfte der Befragten dafür
aus, dass die Kinderkosten stärker durch die Allgemeinheit getragen werden sollten.
Annährend 80% waren der Ansicht, die Kinderzulagen sollten auf eidgenössischer
Ebene vereinheitlicht werden. Über die Höhe gingen die Meinungen zwar auseinander,
doch war eine deutliche Mehrheit (64%) für Beträge, die zum Teil massiv über den
heutigen Kinderzulagen liegen. Für einen Ausbau der familienexternen Kinderbetreuung
sprachen sich 57% der Befragten aus. Die stärkste Befürwortung kam von jenen
Untergruppen, die selber den grössten Nutzen aus einer entsprechenden Infrastruktur
ziehen, nämlich den jüngeren Frauen und den Personen mit hohem Bildungsstand. 90

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.09.1993
MARIANNE BENTELI

Kinder- und Jugendpolitik

Obschon sich ein Grossteil der Schweizer Jugendlichen zwischen 15 und 20 Jahren
gesund fühlt und optimistisch in die Zukunft blickt, kämpfen viele mit Müdigkeit, Stress,
Depressionen und Angst. Sie konsumieren viel Alkohol, zeigen ein riskantes
Sexualverhalten und manifestieren ihre Desorientierung mit der europaweit höchsten
Rate an Selbstmordversuchen. Die im Auftrag des Bundesamtes für Gesundheit bei
10 000 Schülern und Lehrlingen erstmals durchgeführte Befragung zeigte ferner, dass
bestehende medizinische und psychosoziale Hilfsangebote kaum bekannt sind. 91

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.10.1994
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien
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Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Rund 15 Jahre nach Erscheinen von „Röstigraben“ legte Christophe Büchi, langjähriger
NZZ-Korrespondent in der Welschschweiz, im Jahr 2015 seiner Leserschaft eine
erweiterte und aktualisierte Version seines Werkes vor, welche unter dem Titel
„Mariage de raison. Romands et Alémaniques – une histoire suisse.“ im Edition Zoé
Verlag veröffentlicht wurde. Wie bereits in seinem Vorgängerwerk geht der arrivierte
Beobachter auch dieses Mal der Frage nach, wie es denn um die Beziehungen zwischen
der deutschen und der französischen Sprachgemeinschaft in der Schweiz stehe.
Hierfür habe er alle wichtigen Abstimmungen der letzten Jahre „im Hinblick auf den
nationalen Zusammenhalt und das Verständnis zwischen Deutschschweizern und
Welschen“ (NZZ) analysiert. Tatsächlich liessen sich in den letzten Jahren speziell in den
Bereichen der Aussen-, Migrations- und Sozialpolitik sowie beim Verhältnis von Staat
und Bevölkerung gewisse Annäherungen der verschiedenen Landesteile feststellen. Die
so oft gestellte Sprachenfrage hingegen – welche besonders vor dem Hintergrund des
Sprachenstreites einer steten Aktualität unterstellt ist – nimmt für den Autor lediglich
einen sekundären Stellenwert ein, da die gemeinsamen ökonomischen Interessen der
beiden Regionen wesentlich grösser seien und solange die Wirtschaft funktioniere, die
Sprachunterschiede auch keine wesentliche Rolle spielen würden. 92

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.04.2015
MELIKE GÖKCE

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Einiges Aufsehen erregte die SVP-Volksbefragung, die – 24 Seiten dick – am 1. August
an alle Schweizer Haushalte verteilt wurde. Die PR-Aktion diente einerseits der
Lancierung des Abstimmungskampfs zur Ausschaffungsinitiative, andererseits, so
Präsident Brunner, aber auch der Austarierung der künftigen SVP-Migrationspolitik. Die
Partei verbuchte Mitte November die rund 70'000 Rückmeldungen als Erfolg. Sie
enthielten viele gute Vorschläge für ausländerpolitische Vorstösse. Über 90% der
Befragten würden einen Handlungsbedarf in der Migrationspolitik sehen. Weil die
Befragung keinerlei repräsentativen Charakter beanspruchte (die 70'000
zurückgeschickten Bögen entsprechen einer Rücklaufquote von knapp 2%) und die
Resultate zum vornherein klar waren, stiess die Umfrage auf teilweise harsche Kritik. 93

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.08.2010
MARC BÜHLMANN
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